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dann werde es auch Brot für alle geben.
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Halle, Donnerstag den 28. Februar 1918. 2. Jahrgang.

Zu den Friedensfragen.
„„Aus Berlin wird unterm 27. Februar gemeldet: An

hieſiger zuſtändiger Stelle liegen bisher keinerlei Meldungen
über ein Eintreffen der ruſſiſchen Friedensdelegation in
Breſt-Litow ſk vor. Alle Annahmen, die Verhandlungen
würden ſchon heute oder morgen zum Abſchluß kommen, eilen
ſomit den Tatſachen voraus. Die Notwendigkeit einer ein
gehenden Beſprechung gewiſſer Fragen, insbeſondere ſolcher
handelspolitiſcher Natur wird ſich von ſelbſt ergeben. Die
deutſche Delegation, vertreten durch Geheimrat von Roſen
berg, iſt zur Unterzeichnung des Vertrages bevollmächtigt,
wenn auch anzunehmen iſt, daß das Friedensinſtrument auch
noch von Staatsſekretär von Kühlmann nachträglich gezeich-
net werden wird.
Ueber die Verhandlungen mit Rumävien urteilen

die Wiener Blätter ſehr ſkeptiſch. Das Kabinett Averescu
beſteht zum Teil aus Ententefreunden; doch wären die Be
dingungen, die geſtellt werden müſſen, auch für ein anderes
Kabinett nicht leicht anzunehmen. Dieſe Bedingungen ſeien
zum Teil territorialer Natur, wie die Abtretung der Kar
pathenpäſſe an Ungarn, von der Dobrudſcha an Bulgarien,
zum Teil wirtſchaftlicher Natur. Aber die Vierbundmächte
ſeien entſchloſſen, ſich nicht in lange Verhandlungen einzu
laſſen, um raſch eine Entſcheidung herbeizuführen. Die

militäriſchen Vorbereitungen für alle Fälle ſeien ge
en.
Jn der Debatte über das Budgetproviſorium im ung a

riſchen Magnatenhaus behandelten ſämtliche Redner die
Frage der Friedensverhandlungen mit Rumänien, wobei
Graf Deſſewfy betonte, daß das Loſungswort „Keine An
nexionen und keine Entſchädigungen gegen einen ſolchen un
dankbaren, verräteriſchen und treuloſen Bundesgenoſſen“ nicht
anwendbar ſei. Finanzminiſter Popevics hob hervor, daß
Ungarn ſelbſtverſtändlich alle ſtrategiſchen und wirtſchaft
lichen Vorteile zu wahren beſtrebt ſein werde. Doch könnten
darüber zur Zeit nähere Erörterungen nicht gepflogen wer-
den, da die Friedensbedingungen der Mittelmächte an Ru-
mänien noch nicht bekanntgegeben worden ſeien.

Das neue Friedensangebot des deutſchen Reichskanzlers
wird in den Wiener Blättern allgemein gutgeheißen und
als letzte Mahnung an die Entente betrachtet, ein neuerliches
Blutvergießen zu verhüten. Die Wiener Arbeiterzeitung gibt
zu, daß nun Deutſchland einen Schritt getan habe, der den
Frieden näherbringt, wenn die Entente nur wolle.

Das Berner Tagblatt bezeichnet die Rede des Gra-
fen Hertling als von geradezu grundlegender Bedeu-
tung für den Frieden. Die Friedensbereitſchaft
Deutſchlands leuchte aus der Rede beſonders deutlich
hervor, wenn man bedenke, daß dieſe Worte im Augenblicke
des ruſſiſchen Einlenkens geſprochen wurden. Die Einzigen,
die ohne Rückhalt aufrichtig den Frieden wünſchten, ſeien die
Mittelmächte. Wohl enthielten die Kundgebungen
Wilſons wenig beſtimmte Vorſchläge, es laſſe ſich jedoch ge
wiß eine Bereitwilligkeit erkennen, mit ſich reden zu laſſen.
Das Eingehen Hertlings auf die vier Programmpunkte Wil
ſons ſei der erſte Schritt zur Verſtändigung, wenn auch vor
erſt nur zwiſchen den Mittelmächten und Amerika. Der Hin-
weis des Kanzlers auf die Schweiz wird von dem Blatte mit
lebhafter Genugtuung aufgenommen.

Der Berner Bund ſchreibt zu den Ausführungen Graf
Hertlings bezüglich der Schweiz: Wir müſſen dem deutſchen
Kanzler dankbar ſein für ſeine in den Tagen größter inter-
nationaler Spannung ausgeſprochenen entſchiedenen und
vorbehaltſoſen Worte der Anerkennung der ſchweizeriſchen
Neutralität. Sie werden zweifellos noch nach der anderen

Seite wirken. Jn den Ausführungen des Kanzlers zu den
vier Grundſätzen der letzten Wilſonrede ſieht das Blatt eine
Annäherung, die man mit größter Genugtuung aufnehme,
da ſie Ausſichten auf weitere Beſprechungen eröffnet.

Die Baſler National-Zeitung ſchreibt u. a.: Man wird
gerne unterſtreichen, daß Hertling ohne Aufreizung und mit
ſtarkem Willen zur Verſtändigung geſprochen hat. Er hat
nirgends Salz in brennende Wunden geſtreut und ſich ſichtlich
bemüht, ſich der Linie WilſonCzernin zu nähern Am wich-
tigſten erſcheint es uns, daß Hertling es ofſenbar verſucht,
über Wilſon den Weg zur Entente zu finden. Das iſt zwei-
follos der richtige Weg, wenn man eine Verſtändigung finden
will, und es iſt auch ganz klug und ſachlich begründet, daß
der Kanzler auf den Gegenſatz zwiſchen Wilſon und dem Jm-
perialismus der Entente hinweiſt. Das neue deutſche Frie-
densangebot drängt. Der Frühling muß diesmal die größte
Schlacht oder den größten Frieden bringen.

Wie aus Genf berichtet wird, teilt Petit Pariſien mit,
daß die franzöſiſche Regierung noch vor der erwarteten
Offenſive eine Erklärung über den ruſſiſchen Frieden ab
geben werde.

Jn der Berliner Germania wird von den letzten Regie
rungserklärungen über Belgien geſagt, ſie ſeien den Bel
giern ſehr weit entgegengekommen. Der Reichskanzler gab
der belgiſchen Regierung in Le Havre einen ſehr deutlichen
Wink, daß er zu Verhandlungen bereit ſei. Es ſei aber nicht
wahrſcheinlich, daß die belgiſche Regierung der freundlichen
Einladung Folge leiſten werde, weil ſie ſich zu ſehr der En
tente verpflichtet und agusgeliefert habe und weil ſie mit uns
nicht frei verhandeln könne.

Jn der däniſchen Preſſe findet die Reichstagsrede
des deutſchen Reichskanzlers eine außerordentlich günſtige
Aufnahme. Nationaltidende hebt hervor, daß der
Reichskanzler diesmal in weit verſöhnlicherem Tone ge-
ſprochen habe, und ſagt, Hertling habe ſich in der Hauptſache
auf den gleichen Standpunkt wie Czernin geſtellt; das gelte
namentlich in bezug auf die Wilſonfrage. Das Blatt führt
aus: Hertling machte eine Reihe von Bemerkungen zu den
von Wilſon aufgeſtellten vier Grundſätzen. Dieſe Bemer-
kungen zeigen deutlich, daß nicht ein preußiſcher Staatsmann
vom Typ Bismarcks zur Zeit Reichskanzler ſei, ſondern ein
Süddeutſcher und katholiſcher Philoſoph. Ueber Einzel-
heiten der Rede kann ſelbſtverſtändlich diskutiert werden, aber
in der Hauptſache iſt ſie eine Friedensrede. Der Reichs
kanzler forderte deutlich die kriegführenden Mächte auf, ihre
Staatsmänner am grünen Tiſch Platz nehmen und auf der
Grundlage der vier Wilſonſchen Grundſätze verhandeln zu
laſſen. Ekſtrabladet ſchreibt unter anderem, der Sieg
Deutſchlands iſt vollſtändig. Es iſt noch Krieg, ſogar Welt-
krieg, gibt es aber noch jemanden, der geſponnt guf den
ſchließlichen Ausfall ſein kann? Nun muß ſelbſt ein Blinder
ſehen, daß Deutſchland geſiegt hat. Kann jemand
die Tatſache ableugnen, daß Deutſchland unbeſiegbar iſt und
ſollte man nicht glauben, daß ſelbſt ein Clemenceau oder
Lloyd George boſd dafür Verſtändnis bekommen wird, daß es
nicht nur ein Wahnſinn, ſondern auch ein Verbrechen
gegen die ganze Menſchheit iſt, die Menſchenſchlächterei nach
den alten abſcheulichen Methoden fortzuſetzen? Jn Anbe-
tracht deſſen kann man mit einem gewiſſen Recht in der letzten
Rede des Reichskanzlers einen Hoffnungsſtrahl erblicken. Was
ihr Kraft und Leben gibt, iſt die Grundlage der ſchwerwiegen-
den Tatſachen, aus der ſie hervorgegangen iſt. Die Wahrheit
muß doch einmal ein Wort mitzuſprechen haben.

Wie es in Petersburg ausſieht?
Berlin, 28. Februar. Jtalieniſche Blätter melden aus Peters-

burg: Die Stadt iſt in fieberhafter Erregung. Die Sirenen heulen und
die Glocken läuten Sturm, um die Soldaten zuſammenzurufen, Auto-
mobile mit Bewaffneten fahren durch die Straßen; die Bewaffneten
ſind faſt ausſchließlich Arbeiter. Die Soldaten folgen nur ſpärlich der
Einladung zu den Waffen. Arbeiterfrauen durchziehen weinend und
händeringend die Straßen und ſchreien: „Wir haben kein Brot, wir
hungern!“ Man ſagt, die Deutſchen würden bald in Petetsburg ſein,

Lugano, den 28. Februar. Der Corriere della Sera meldet aus

e e e h h 3 J Pleskaus edie Deutſchen n Petersburg eine mung erzeugt, die
an Verzweiflung grenzt. Pleskau war der Sitz des Oberkommandos
der Nordfront und barg ungeheure Lager von Kriegsmaterial aller Art,

S r hunderte von Batterien, gewaltige Mengen von
on; alles iſt unverſehrt in die Hände der Deutſchen gefallen.

Stockhelm, den 28. Februar. Nach Meldungen aus Helſing-fors herrſcht dort große ng unter dem ruſſiſchen Milittr

wegen der Einnahme Revals. Es wird befürchtet, daß ſich die
Deutſchen der bei Soveaborg Flotte bemächtigen. Die
ruſſiſchen Matroſen die Schiffe flott zubekommen, k. anmodernen

v Von Order daß ausPetropawlowſt“ Petersburg iſt eingetroffen,

Der deutſche Vormarſch in Rußland.
Kaum vermag man auf der Karte dem ungeſtümen Vorwärks-

dvang des deutſchen Heeres zu folgen. Orte, die noch vor wenigen
Tagen in weiter Ferne zu liegen ſchienen, ſind heute von den
Spitzen und morgen von dem Gros der Marſchkolonnen durch-
ſchritten. Es iſt ein atemraubendes Tempo das die Kolonnen der
Befreier vom Joch der Roten Garden eingeſchlagen haben, und das
ihnen täglich neue Dank- und Segenswünſche der erlöſten Ein
wohner einträgt. Jn Eſtland wütet unterdeſſen die Rote Garde
weiter, ohne ſich von ihrer Regierung im mindeſten beeinfluſſen zu
laſſen. Um ſo energiſcher vollzieht ſich der Vormarſch der Deut-
ſchen, der durch plötzlich einſetzende ſchlechte Witterung, Schnee,
Weſtwind und ſtarke Temperaturſchwankungen nicht aufgehalten
werden kann. Zahlreiche tiefgegliederte nebeneinander nord- und
oſtwärts vormarſchierende Kolonnen, die ſich ſtrahlenförmig aus-
breiten und ſtarke fliegende Abteilungen mit Artillerie und Ma
ſchinengewehren vorausſchicken, ſtehen größtenteils bereits in der
allgemeinen Linie Pleskau--Dorpat--Reval. Das ſchnelle Vor
wärtsdrängen der Vorhuten hat nirgends zum Abreißen der Ver
bindungen geführt. Alle Kolonnen ſtehen in ſich und mit den Nach
bartruppen trotz den gewaltig und täglich anwachſenden Entfer-
nu unausgeſetzt in Verbindung. Beſonders bewährt hat ſichdie Veförderung geſchloſſener größerer Truppenkörber auf den ſo

Pirr Panjeſchlitten. Kilometerweit ziehen ſolche Schlitten-
olonnen durch die Wälder und zugefrorenen Sümpfe Eſtlands und

durch Livlands freundliche Hügel.

Der eingeſchnürte Proporz.
Von Max Quarck.

Wenn man jetzt, nachdem der Entwurf eines Geſetzes über
die Zuteilung neuer Reichstagsſitze an die
Großſtädte vorliegt, die Vorverhandlungen über den
gleichen Gegenſtand im erſten Bericht des Verfaſſungsaus-
ſchuſſes vom 4. Juli 1917 durchlieſt, ſo kommt man zu inter
eſſanten Einblicken in den Werdegang der Vorlage.

Jm Gegenſatz zu den ſozialdemokratiſchen An
regungen, die Verhältniswahl ganz allgemein einzuführen
und auch den Frauen das Stimmrecht zu geben, hat zuerſt
ein Antrag der Fortſchrittlichen Volkspartei
die Reform auf jene engen Grenzen zu beſchränken geſucht,
die die jetzige Regierungsvorlage aufweiſt. Der entſprechende
volksparteiliche Antrag lautete in der erſten Faſſung „bis zur
Durchführung der im Wahlgeſetze vorgeſehenen allgemeinen
Vermehrung der Abgeordnetenzahl, die Wahlkreiſe mit be
ſonders ſtarkem Bevölkerungszuwachs mit einer entſprechen
den Vermehrung der Mandate unter Einführung der Ver
hältniswahl für dieſe“ zu verſehen. Jm Laufe der Verhand
lung vervollſtändigten die Antragſteller ihren Antrag durch
den Zuſatz hinter „Bevölkerungszuwachs“: „die ein
zuſammenhängendes Wirtſchaftsgebiet bilden“. Das geſchah,
wie es im Berichte heißt, um verſchiedenen Einwendungen
bezüglich der Notwendigkeit der Auswahl von neu zu bilden-
den Proporzwahlkreiſen nach dem Zuſammenhange der Wirt-
ſchaftsintereſſen entgegenzutreten. Das heißt alſo: man wollte
diejenigen großſtädtiſchen und großinduſtriellen Wahlkreiſe
ausgewählt haben, die nicht nur einen ſtarken Bevölkerungs-
zuwachs, ſondern auch ein zuſammenhängendes Wirtſchafts
gebiet aufwieſen. Für dieſes Wirtſchaftsgebiet ſollte dann
der Proporz eingeführt werden. Jn dieſer Faſſung wurde
denn auch der Antrag nach Ablehnung aller anderen mit 16
gegen 9 Stimmen bei 2 ſozialdemokratiſchen
Stimmenthaltungen angenommen. Die bekannte
Reichstagsmehrheit war für den Antrag, die Rechte ſamt
Nationalliberalen gegen ihn.
ergibt ſich, daß die Beſchränkungen der Reform auf 28 Wahl
kreiſe, welche die Regierungsvorlage bringt, durchaus dem
Wortlaut und dem Sinn des Mehrheitsbeſchluſſes im Ver-
faſſungsausſchuß entſpricht.
hältniswahl auf zu ſammenhängende Wirtſchaftsgebiete iſt
von der Regerungsvorlage anders verſtanden und ausgeführt,
als der Beſchluß lautet.

Was den erſten Punkt anbetrifft: darüber beſtand gar
kein Zweifel bei der Mehrheit, daß nach dem Beſchluß des
Ausſchuſſes nur eine verhältnismäßig kleine Anzahl
von Wahlkreiſen von der Reform betroffen werden dürften.
Schon der freiſinnige Antragſteller meinte nach Ausweis des
Kommiſſionsberichtes, gewiſſe Bedenken ſeiner Partei gegen
den Proporz würden abgeſchwächt durch die Einſchränkung
des Geltungsbereichs der Verhältniswahl auf die größten,
dichteſt bevölkerten Wahlkreiſe. Und aus dem Kommiſſions-
bericht geht nicht hervor, daß irgend jemand dieſer Feſt-
ſtellung widerſprochen hat. Noch deutlicher drückte ſich der
Vertreter des Reichsamts des Jnnern aus, der in der Sitzung
vom 9. Mai beinahe ſchon dieſelben Ziffern zur Begrenzung
der Reform anführte, die jetzt in der Begründung der Re-
gierungsvorlage enthalten ſind. Eine Einwohner
zahl von ungefähr 250 000 Köpfen ffür einen
Wahlkreis könne heute noch als normal gel-
ten. Zur Zeit überſchritten nur gegen 30 Wahlkreiſe dieſe
Zahl erheblich. Damit war der Umfang der Reform, die man
einzuführen gedachte, faſt ziffernmäßig genau umſchrieben.
Wegen weiterer Ausführungen des Regierungsvertreters, ſo
über diejenige, daß auch die produktive Fläche zu berückſich-
tigen ſei, kam es bekanntlich in jener Sitzung zu ſehr leb
haften wahlpolitiſchen Auseinanderſetzungen mit der Regie
rung. Gegen die verhältnismäßig geringe Anzahl großſtäd-
tiſcher Wahlkreiſe, die der Regierungsvertreter für reif zur
Reform erklärt hatte, findet ſich dagegen keine Wendung aus
den Reihen der Kommiſſionsmitglieder im ſchriftlichen Be
richt. Vielmehr ſagte einer der fortſchrittlichen Antragſteller:
„Vom realpolitiſchen Standpunkt des jetzt Erreichbaren aus
müſſe man mit einer Einführung des Proporzes für die
größten Wahlkreiſe ſich zufriedengeben. Mehr als ein Pro
viſorium ſei in dem jetzigen Zeitpunkt eben nicht zu er
reichen.“ Der fortſchrittliche Berichterſtatter fügte ſpäter
hinzu: „Der Proporz ſolle jetzt einmal in den dicht bevölkert-
ſten Wahlkreiſen erprobt werden.“ Ein fozialdemokratiſches
Kommiſſionsmitglied ging jetzt auf die ziffernmäßigen An
gaben ein und meinte, wenn man die größten 36 Wahlkreiſe
ausſuche, ſo würden 18 Sitze der ſozialdemokratiſchen Partei,
9 der unobhängigen Sozialdemokraten und 9 bürgerliche ge
troffen. Daraus gehe hervor, daß der Antrag im Jnter
eſſe der liberalen Partei geſtellt ſei, die in erſter
Linie den Vorteil aus ſolcher Veränderung ziehen würde.
Aber bei der Abſtimmung erklärten ſich auch die neun Sozial
demokraten bis auf 2 Stimmenthaltungen ganz richtig für
den fortſchrittlichen Antrag als das Erreichbore, nachdem ihre
eigenen Anträge abgelehnt worden waren. Daraus geht als
Meinung des Verfaſſungsausſchuſſes mit ziemlicher Sicher
heit hervor, daß ſie ſich bei der Reform um die mehrfach von
den Antragſtellern genannten etwa 30 Wahlkreiſe drehen

rungsvorlage entſchieden.
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Und aus den Verhandlungen

Nur die Ausdehnung der Ver

würde, und in dieſem Sinne hat ſich dann auch die Regie
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Dagegen ſcheint die Regierungsvorlage nicht dasjenge zu

kreffen, was der Verfaſſungsausſchuß offenbar meinte, als er
die Einführung der Verhältniswahl für die Wahlkreiſe mit
beſonders ſtarkem Bevölkerungszuwachs forderte, die ein zu
ſammenhängendes Wirtſchafts gebiet bilden.
Als dieſe Ergänzung des Antrags vorgenommen wurde, ge
ſchah dies, weil man „der Notwendigkeit der Auswahl von
neu zu bildenden Proporzwahlkreiſen nach dem Zuſammen
hange der Wirtſchaftsintereſſen entgegenkommen“ wollte, wie
es im Bericht ausdrücklich heißt. Man hatte die deutliche Ab-
ſicht zu ſagen, daß je ein zuſammenhängendes Wirtſchafts
gebiet je einen neu zu bildenden Proporzwahlkreis darſtellen
ſollte. Das 45 auch daraus hervor, daß die konſervativen
Gegner der Reform, aber nur dieſe, eine engere Abgrenzung
verhangten. Lediglich von dieſer Seite, alſo von der Minder-
heit, wurde veriangt, daß die Mammutwahlkreiſe verkleinert
werden müßten. Man müſſe dabei die Kommunal und die
Wahlkreisgrenzen in Preußen und den großen Skädten mög
lichſt in Einklong bringen, nachdem in dieſen Städten große
Eingemeindungen vorgenommen worden ſeien. Von der rechten
Seite ſagte man ferner, wenn man mit dem Proporz anfange,

nge die Sache immer weiter. Wo ſei die Grenze? Auch der
egriff der wirtſchaftlich zuſammenhängenden Gebiete ſei un

klar. Gevade aus dieſen Einſprüchen derjenigen Kommiſſions-
mitglieder, die möglichſt jede Reform verhindern wollten, geht
hen wie der ſchließlich angenommene Antrag die Ein-
ihrung des Proporzes wollte, daß er auf die zuſammen

hängenden Wirtſchaftsgebiete ausgedehnt würde und dieſe
möglichſt einheitlich umfaſſe. Und in dieſem Punkte wird die
NRegierungsvorlage dem Beſchluſſe des Verfaſſungsausſchuſſes
nicht gerecht. Um die Reform umzubiegen, ſtellt ſie ſich nach-
träglich auf die Seite der Konſervativen, die den Proporz,
wenn er nun einmal eingeführt wird, auf möglichſt enge Ge-
biete beſchränken wollen. So kommt es, daß die Regierungs
vorlage die Verhältniswahl bei zahlreichen der 26 Reform-
wahlkreiſe auf das Stadtgebiet beſchränkt, ſtatt
ihn auf das zu ſammenhängende Wirtſchaftsgebiet auszu-
dehnen, für das die betreffende Großſtadt der Mittelpunkt iſt,
n daß ſo in der Mehrzahl der Reformwahkkreiſe durch den

roporz nur 2 oder 3 Abgeordnete zu wähler ſind, während
die um das Stadtgebiet herumliegenden Kreiſe des zuſammen-
hängenden Wirtſchaftsgebietes zwar verkleinert werden, aber
wie zur Strafe vom Proporz ausgeſchloſſen ſind.

Man ſieht, daß die Regierung das alte Rezept angewendet
hat: ſie will es Jedem recht machen. Sie will den
Liberalen und Sozialdemokraten einen Anfang mit der Ver
hältniswahl zugeſtehen, aber ſie will dieſe Verhältniswahl im
Sinne ihrer konſervativen Gegner auf möglichſt kleine Gebiete
beſchränken. Wenn die Reichstagsmehrheit im Sinne ihres
Beſchluſſes im Verfaſſungsausſchuß zuſammenhält, ſo dürfte
es nicht ſchwer fallen, durchzuſetzen, daß der Entſtellungs-
verſuch vereitekt und der Proporz für größere
Wirtſchaftsgebiete mit Einſchluß der Wahl-
r um die Großſtädte herum durchgeführt
wird.
Starke Abnutzung der Kriegsnot-

geſetzgebung.
Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe in der Kriegszeit ſtellen an die

Frauenwelt ganz beſonders hohe Anforderungen. Die Zuſammenhängeund Fol eerſceiinngen der deutſchen Kriegswirtſchaft müſſen deshalb

nach Anficht der maßgebenden Stellen in den weiteſten Kreiſen der
weiblichen ölkerung bekannt werden, denn nur Sachkenntnis könne
die beſtehenden Zweifel an der Richtigkeit und Zweckmäßigkeit der
vielen geſetzlichen Maßnahmen beſeitigen.
Dresden eine kriegswiriſchaf. liche Fraueniagung abgehalten, zu der
alle in der ſozialen Arbeit tätigen Frauen eingeladen worden waren.

Die Vorſitzende Frau Sanitätsrat Dr. Böhmig meinte in der
Eröffnungsanſprache, die wirtſchaftliche Not werde augenblicklich von
den Frauen am meiſten empfunden, aber die magnetliſche Kraft des
Durchhallens wachſe mit den zunehmenden Schwierigkeilen. Gerade
auf die kommenden Monate käme es an. Das Vertrauen zu der Re
gierung und zu den leitenden Männern müſſe hochgehalten werden!

Dann ſprach Profeſſor Dr. Böhm (Meißen), der ſich als Sprach-
rohr des Kriegsernährungsamtes vorſtelle, über Grundſätze der ſtaal-

Ordnung unſeres Ernährungsweſens. Der Redner bemerkte, er ſei
leider nicht in der Lage, etwas mitzuteilen, was geeignet ſei, die gegen-

Schwierigkeiten überwinden zu helfen, im Gegenteil, er müſſe
den ugen, die mil einer Behaglichkeit in der Wirkſchaftsführung
noch nichts von der Kriegsnot ſpüren, nahelegen, eine reglemenismäßige

ung und Knappheit einzuführen. (Dieſer Appell an die be-den Kicſen dürfte ebenſo W r verhallen, wie alle früheren

gle Ermahnungen.) Unſere Kriegsnotgeſetzgebung im
hrungsweſen gehöre nicht zu den Geſetzen, die man mit Zwangs-mahnghmen dichſüheen könne (127) Es laſſe ſich eben nicht in jedem

Haushalt ein Aufpaſſer und in jeden Landwirtſchaftsbetrieb ein Gen-
darm hinſtellen. So ſei es gekommen, wie es bei der Läge des Krieges
kommen mußte. (7)

Angeſichts der ätzenden und zerſetzenden Kritik habe eine ſtarke Ab
auhung der Kriegsnoigeſetzgebung nicht nur begonnen, ſondern ſchon
in ſehr bedenklichem Maße Foriſchrikle gemacht. Dieſe Abnuhungs-

nungen machten ſich in dreierlei Richtungen bemerkbar. Es gingen
die der Erzeuger über die Erzeugung immer mehr zurück,
Weiter kam das Mogeln gegenüber den Ralionierungsbeſtimmungen in
Betracht. Nicht wenige hätten eine außerordentliche Gewandtheit, ſich

m r in mit r v. 7n zu ve fen. rittens das ſchreckliche Stehlen, beſondersauf dem

verbrauch
Lande. Für die Städte komme haupſächlich der Ueber
gegenüber den Geſetzesbeſtimmungen in Betracht.

Dieſe Abnutzungserſcheinungen bedeuten eine ernſte Gefahr, denn
die Kriegswirt'chaftsorganiſation werde ſelbſt beim günſtigſten Frieden

ſtens noch ein volles Wirtſchaftsjahr nach Beendigung des Krieges
deibehalten werden müſſen. Erſt dann werde ein Abbau der Kriegsnot-

erfolgen können. Halte man ſie deshalb nicht aufrecht, ſo
würde man mit der Wahrſcheinlichkeit ernſter Erſchütterungen unſeres
Wirtſchaftslebens rechnen müſſen. Das Rückenfreihalten im Jnnern
ſei die Hauptſache der Kriegsnotgefetzgebung.

Eine Wiederkehr der Notzeit, wie wir ſie im Mai bis Juli 1917
durchgemacht haben, müſſe mit allen Mitteln verhindert werden. Was

dagegen e werden? Die Geſinnung der Bevöl-
kerung gegenüber der Kriegsnotgeſetzgebung müſſe gehoben und ge
ſtärkt, der gute Wille und die Pflichttreue müſſen überall geläutert

Dieſe geiſtige Seite der Kriegführung ſei von ungeheurer Be-
g. Die Preſſe habe hier Großartiges geleiſtet, aber auch da

S gewiſſe Abnutzungserſcheinungen zu beobachten. Viele
leſen die Arlikel äberhaupi nicht mehr und

die ſie noch leſen, gäbe es nicht wenige, die mit ſeltener
Hintertürchen ausfindig machten, durch die ſie ſich ihrer

leben Bequemlichkeit halber durch den Ernſt der Lage hindurchzufreſſen
verſtanden. Außerdem ſei infolge der Papiernot die Wirkſamkeit der

en Verbrauch der Kriegswirt
and wirtſchaft habe außerordentlich
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Es wurde deshalb r

ü eder ei ätzliche Aenderungr en reren wiſewes ee
Ohne Zwangsorganiſation und Zentralleitu inge es nicht, daeben jeder dere lten werden e L

zu en, was ſie täglich zu k habe. (1)

Deutſcher Reichstag.
185. Sitzung, Mittwoch, 27. Februar 10918, vorm. 11 r.rei Deshalb mußte unſer n es Die Leſung des Haushaltsplanes wird etzt.

Ernährungsſyſtem in hiſcher, qualitativer und zeitlicher Hinſicht A Weemer (Freiſ. Vp.): Die Re ſtühtumgeſtaltet werden. Na der Redner die Schwierigkeiten hrer un auf die Mehrheit des Reiſchst Unſere khand.
bei der h g rt und die Notwendigteit der ſüngen ſteüen einen Fortſchritt auf der patlamentarſſcher

wirtſchaft dar r Tr Entwicklung dar. Auch wir ſtimmen den Er ngen des Reichsa K r lä dli v. r ine de f e kanzlers r die rt e Politik zu. Wir legen das größtepo r J. n e rtige Z Gewicht auf die gGlede lung dauernder guter und freund
o wirke. der edenartigke v war e r nungen zu Rußland. Wir verfolgen keine Ertriebes würde es eher noch leichter ſein, Familie vor Unſere Starle liegt in dem Feſthalten an dem

n s ieber die Ausſichten der Ern in nächſten Monaten ſagteer, im Kriegsernährun ſei e
m

ſt entſchloſſen, den Kampf gegen

die Wiederkehr ſolcher Notzeit mit Energie aufzunehmen, beſonders
gegen den Schleichhandel. Vor allem werde auch daran ge
arbeitet, die Technik der Nahrungsmittelerfaſſung zu vervollſtändigen.

der Frage der Beibe haltung der Brotration von
4 Pfund ſehe es jetzt etwas hoffnungsfreudiger aus, endgültig werde
die Sachlage aber e beurteilt werden können, wenn die ffaktion des Getreides im März zu überſehen ſei. Der d rühdruſg

werde wiederkommen. Das v hänge damitzuſammen. Mit der Kartoffel ſei das Schwein allein nicht fett zu
machen. Das ſei einwandfrei feſtgeſtellt. e habe man die Ueber
zeugung erlangt, daß die Beſitzer von fetten Schweinen zur Fütterung
auch Kraftfuttermittel, beſonders Getreide, verwendet haben.

Eine Erhöhung der Kartoffelration von 7 auf 10
Pfund ſei leider unmöglich. Einmal ſeien nicht genug Kartoffeln
da, und ſelbſt wenn dies der Fall wäre, würden ſie nicht heranzuſchaffen
ſein. Die Ausſichten bezüglich der Fett verſorgung ſeien für dienächſten Monate noch günſtig, wenn auch manche Se getrogen

hätten. Später würden fich freilich die wierigkeiten vergößern.
Mit Marmelade werde die Bevölkerung vorausſichtlich wieder mit
30 Gramm täglich auf den Kopf verſehen werden können. Mit der
Fiſchverſorgung lägen die Verhältniſſe ſehr ungünſtig. Die
hohen Fiſchpreiſe erklärten ſich aus den hohen Verſicherungsprämien
für die Fiſchdampfer gegen Minengefahr.

Der Redner ſchloß mit den Worten: Bekämpfen Sie leichtſinnige
Schönfärberei, aber auch ängſtliche Schwarzſeherei. Werben Sie für
eine opferbereite Pflichttreue!

Die Denkſchrift der Ententeſozialiſten
über die Kriegqsziele.

Nach einéèr Reutermeldung befürwortet die Denkſchrift über die
Kriegsziele, die die ſozialiſtiſche und Arbeiterkonferenz der Alliier

ten in London angenommen hat, die Gründung eines Völker
bundes, unter deſſen Kontrolle die Völker ihr Selbſtbeſtim-
mungsrecht ausüben ſollen. Der Bund werde das Schieds
gerichtsverfahren durchſetzen. Die Dentkſchrift verlangt
die Unterdrückung der,geheimen Diplomatie und
Verhinderung aller neuen Rüſtungen ſowie Ver-
ſtaatlichun aller Rüſtungssinduſtrien. DieSatzungen des Völkerbundes müſſen einen Teil der Friedensbedin-
gungen bilden.

Die alle rerſte Friedensbedingung ſei die vollſtändigeEntſchädigung Belgien und feine Wiederherſtel-
lung als unabhängiger ſouveräner Staat. Die Dentſchrift erklärt,
das elſaß-lothringiſche Problem ſei kein Problem
territorialen Ausgleichs, ſondern das des Rechts.
Seine Löſung ſei für einen gerechten und dauernden Frieden unent-
behrlich. Der neue Friedensvertrag werde anerkennen, daß Deutſch
land durch die Kriegserklärung von 1914 den Frankfurter Frieden
gebrochen hatte. Dieſe Anerkennung vovausgeſetzt, könne Frankreich

zuſtimmen, daß die r Bevölkerunüber ihre Wünſche befragt werde. Der Friede werde dur
den Völkerbund garantiert werden.

Die Dentkſchrift unterſtützt den Anſpruch der italieni-
ſchen Bevölkerung in Oeſterreich-Ungarn, mit
Jtalien vereint zu werden. Vielleicht werden Vorkehrungen
notwendig ſein, um die legitimen Intereſſen des italieniſchen Volkes
in dem benachbarten Meere zu ſichern. Dagegen verurteilt
die Denkſchrift die Ziele des italieniſchen Jmperialismus. Die
Beziehungen zwiſchen Jtalien und den Südſlawen an der öſtlichen
Adriaküſte müßten auf die Grundſätze der Billigkeit und Verſöh-
nung begründet werden. Die Slawen, die innerhalb der künftigen
Grenzen Jtaliens lebten, und Jtaliener auf ſlawiſchem Gebiet müß-
ten gegenſeitig Earantien für volle Freiheit der Selbſtverwaltung
erhalten. Serbien, Montenegro, Rumänien und
Al nien müßten von den feindlichen Truppen geräumt
werden.

Wo immer eine Bevölkerung der gleichen Raſſe und Sprache
vereint zu werden verlange, ſolle es geſchehen. Alle dieſe Völker
müßten volle Freiheit haben, über ihre Geſchicke zu beſtimmen. Die
Konferenz ſchlägt einen Bund aller Balkanländer vor.
Polen muß wiederhergeſtellt werden, in Einheit und Un
abhängigkeit und mit freiem Zugang zum Meere. Die
Konferenz fordert für die Juden aller Länder die gleichen
Rechte mit den Angekörigen jeder Nation. Paläſtina ſolle zu
einem Freiſtaat unter internationaler Garantie gemacht werden.
Arabien, Armenien und Meſopotamien öürften
keinesfalls wieder unter türkiſche Herrſchaft
kommen. Wenn dieſe Gebiete nicht ſelbſt über ihr Schickſal entſcheiden können, ſo ſollen ſie von einer Kommiſſion unter dem Völker

bunde regiert werden. Die Dardanellen ſollen neutrali-
ſiert und unter die Kontrolle des Völkerbundes geſtellt werden.

Die Konferenz fordert nicht die Aufteilung Oeſter
reich-Ungarns oder daß ihm der wirtſchaftliche Zugang zum
Meere genommen würde. Tſchechen, Slowaken und Südſlawen dürfen
einen freien Bund von Donauſtaaten an die Stelle
de s t i Fi? Serliattt Reiches ſetzen.Jm Wortlaut liegt dieſe Denkſchrift über die Kriegsziele noch
nicht vor. Ueberraſchungen dürfte dieſer Wortlaut aber ebenſo wenig
erbringen, wie der Ueberblick, den der Reuterbericht gibt. Hender-
ſon ſagte in einer Frühſtücksanſprache, daß die jetzt beendigte zweite
Konferenz das Ergebnis der vorbereitenden Beſprechungen in Paris
und London vom Dezember 1917 im weſentlichen angenommen habe.
Er faßte ſie zuſammen:

Völkerbund zwecks
Kriege, völlige Freiheit

Abrüſtung und Verhinderung künftiger
und Unverſehrtheit Belgiens, Serbiens,

Rumäniens, Montenegros; andere Gebietsveränderun-
gen, ſoweit England davon berührt werde, auf Grund
von Gerechtigkeit und Recht zum Zwecke eines dauernden Welt
friedens. Das ſeien Mindeſtforderungen, bei deren Er-füllung der wirtſchaftliche Bohkott über Deutſchland abzulenken ſei.

Dieſer Krieg müſſe mit hl Beide Parteien müßten
den Militarismus aufgeben. Die Arbeiterſchaft der Alliierten er
ſtrebt den Sieg großer Grundſätze, der internationalen, moraliſchen,
geiſtigen Kraft auf Grund der unveräußerlichen Rechte allgemeiner
Menſchlichkeit durch ehrliches Spiel und ehrlichen Handel beider
Parteien, aber keinen Frieden um jeden Preis Eine
baldige internationale Konferenz müſſe alle Hinder
niſſe eines ehrenvollen und gerechten Weltfriedens wegräumen.

Henderſons Anſprache betont We daß Mindeſtforderungen ge
ſtellt werden, deren Annahme durch Deutſchland ohne weiteres Ver
handeln gefordert wird. Er gen das Ziel der Ver
ſföhnung, aber mit drohend erhobener Fauſt aus
harrender Kriegswilligkeit. Das iſt der Ton und die
Geſte, die Lloyd Ge braucht.er n ſcheint auch das offigielleDie Reſolution der Konferen

r die Herausgabe der eroberSchweigen der Ententeregierungen
ten Kolonialgebieten ahmen. das, was Henderſon
und die Reſolution im Punkte „anderer Gebietsveränderungen, ſ ſo

weit England davon berührt wird“, verlangt, auch auf die Kolonial
gebiete Bezug haben ſoll, läßt ſich aus den bisher vorli Be
richten über das Ergebnis der Tagung nicht n dieſe ab

n Kl
wen

Verteidigungskrieges. Wir müſſen dafür ſorgen,
daß Velgien nicht r der n ehe ndlicher Machen-
chaften wird. Mit den Erklärungen des Reſchskanzlers gegenüber

räſident Wilſon können wir uns einverſtanden erklären. Man
kann zweifeln, ob von der gußerſten Rechten oder von der äußerſten
d e wird. (Heftiger Widerſpruch und erregte

rufe rdes eilt den Burgfrieden zu wahren, zu beherzigen.)
Die Grregung der Konſervativen hat ihren Grund darin, daß ſie
ihre Herrſchaft wanken S ie ganze Richtung paßt ihnen
nicht. (Lachen rechts.) Die Beamtenſchaft muß leiſtungsfähig er-
halten werden. Der Mittelſtand hat unter dem Kriege am meiſten
gelitten. Große Mittel werden hier notwendig ſein. Zu den deut
c Erfolgen hat die Arbeiterſchaft viel beigetragen, um ſo be
auerlicher iſt der Streik. Wir freuen uns der Erklärungen des

Vizekanzlers über das preußiſche Wahlrecht, und legen ſchärfſte
Verwahrung dagegen ein, daß Herr v. Heydebrand ſich darüber be
ſchwert, daß der Vizekanzler als Württemberger hier geſprochen
hat. Er ſprach als Deutſcher. ElſaßLothringen muß die Selb-
ſtändigkeit erhalten. Der inneren e des Vizekanzlers ſtimmen
wir zu. Der demokratiſche Gedanke muß die Grundlage des mo-
dernen Staates ſein.
Abg. Dr. Streſemann (Natl.): Der Friede mit Rußland bedeutet

die Niederringung unſeres gefährlichſten Gegners. Dieſes Er-
eignis wird uns in ſeinen moraliſchen Nachwirkungen dem Frie-den näherbringen. dar ſt wird der rumäniſche Friede folgen,

Damit beginnt die Liquidierung des Krieges auf dem lkan.
Unſer Vormarſch im Oſten iſt unglaublich raſch erfolgt. Das war
auch di um dem feindlichen Wüten Einhalt zu tun. Völlig
unabhängige Staatsgebilde dort im Oſten ſind unmöglich. Sie
müſſen eine Anlehnung ſuchen. Ein neues Friedensangebot des
Reichskanzlers wäre verfehlt. Jch bin nicht einverſtanden damit,
daß Belgien r a K r wen auch immer ſein ſoll.Die den Führern der flämiſchen Wutrr gemachten Zuſagen ſt

doch nicht zurückgenommen. Wir gedenken dankbar der rumäniſchen
Politiker, die bis zuletzt an der Neutralität feſtgehalten haben.
Nachdem unſere Feinde unſere Friedensangebote mit Hohn zurück-
gewieſen haben, haben wir wieder freie Hand. Rumänien muß
eine Kriegsentſchädigung bezahlen und zwar mit a r
Zugeſtändniſſen. Unſer Kolonialreich muß wieder hergeſtellt wer-
den. Hätten wir früher für richtige Verteidigungsmittel geſorgt,dann wären unſere Kolonien nicht verloren eng i Art
des Friedensſchluſſes im Oſten wird erzieheriſch im Weſten wirken.
Das tragiſche Ableben des Großherzogs von Mecklenburg-Strelitz
legt uns die ken eines h e de nahe, wonach nur
deutſche Fürſten auf einen deutſchen Thron folgen können. Wün-
ſchenswert ſind Angeſtelltenkammern. Erfreuſich iſt, daß das Reich
ſich an der Beſeitigung der Wohnungsnot beteiligen will.

Die Wahlrechtsfrage in Preußen iſt eine deutſche Frage wennjetzt das gleiche Wahlrecht ſcheitert, dann würde der nächfte Reichs

tag eine Zuſammenſetzung haben, die der Löſung wichtiger Auf
aben nicht günſtig iſt. Die nationalliberale Reichstagsfraktion

teht faſt einmütig auf dem Standpunkt, daß die Einführung der
gleichen Wahlrechts in Preußen unbedingt nötig ſei. (Beifall.)
Der Redner wendet ſich gegen den Streik und verurteilt die Ent-
gleiſung des Herrn v. Oldenburg. Dem Regierungsprogramm
ſtimmen wir zu, wahret uns aber unſere Selbſtändigkeit. (Bei-
fall.)

Staatsſekretär des Reichskolonialamis Dr. Solf: Von deutſcher
Seite iſt niemals eine Unklarheit darüber gelaſſen worden, daß wir
einmütig auf dem Standpunkt ſtehen, daß wir unſere Kolonien
wiederhaben wollen. (Beifall.) Die Kolonialpolitik iſt für Deutſch-
land eine Lebensfrage und keine Luxusfrage. General Smuts will
auch das deutſche Kolonialreich vernichten, um das britiſche Jmpe-
rium ſicherzuſtellen. Die Engländer haben es beſonders auf
DeutſchOſtafrika abgeſehen, deſſen Reichtum ſie ſchildern. Eng
land will eine lückenloſe Weltherrſchaft haben. Nun wird uns
vorgeworfen, wir wollten die Farbigen militariſieren. Der Staats-
ſekretär weiſt nach, daß davon keine Rede ſein kann. Zu Beginn
des Weltkrieges wollten wir die Kolonien neutraliſieren. Unſere
Feinde lehnten ab, weil ſie uns überall ſchädigen wollten. Sie
ſind jetzt ſogar zu Zwangsaushebungen in den Kolonien über-
gegangen. Unſere Schutzgebiete waren für keinen Kampf vor
bereitet und auch nicht befeſtigt. Sie hätten ſich nicht ſo lange
halten können, wenn ſie nicht zweimal von der Heimat mit Waffen
und Munition verſorgt worden wären. Die Engländer wollen aus
den Kolonien ſoviel herausholen, wie nur irgendmögl' Auch in
England gibt es viele Träger des Friedensgedankens. ver hinter
dem General Smuts ſteht die britiſche Regierung, und damit
müſſen wir rechnen. (Beifall.)

Abg. Vruhn (D. Fr.) verlangt re err im Oſten gegen
die Bildung einer polniſchen Jrredenta. Beſonderer Fürſorge be-
darf der Mittelſtand.

Abg. Haaſe (U. Soz.): Das Ultimatum an Rußland bedeutet
den vollen Sieg der Eroberungspolitiker. Graf Hertling iſt nur
das Anhängeſchild, Ludendorff diktiert. Unſere Politik muß ehr-
lich ſein. (Lärm rechts.) ElſaßLothringen wollen auch wir nicht
Herausgeben, aber die Bevölkerung ſoll über ihr Schickſal ent
a Die Streitwaffe muß international angewendet werden,

wir wollen unſer eigenes Land nicht ſchlechter ſtellen als die
anderen.

Abg. Erzberger (Ztr.): Die Friedensentſchließung des Reichs
tags war ein hervorragendes Verdienſt. Drei Reichskanzler haben
dieſe Entſchließung zur Grundlage ihrer Politik gemacht, und mit
Genugtuung können wir ſehem daß in den feindlichen Ländern die
Friedensſtrömungen von Tag zu Tag wachſen. Die Friedens
entſchließung bietet auch die einzige Möglichkeit, Deutſchland wiederin den en ſeiner Kolonien zu bringen. Den ruſſiſchen Frieden

begrüßen wir warm, denn er liegt im Rahmen der Friedens
entſchließung. Eine Debatte im engliſchen Unterhaus beweiſt, wie
ſtark bereits in England die Strömung für den Abſchluß eines
baldigen allgemeinen Friedens iſt. Reuter hat darüber der Welt
nichts mitgeteilt. Jn Paris blickt man auf dieſe Entwicklung mil
großer Sorge. Wir ſehen bereits große Unterſchiede in der Menta-
lität des engliſchen und franzöſiſchen Volkes. ß Wilſon mit dem
Verſailler Kriegsrat nicht einverſtanden iſt, iſt eine offenkundige
Tatſache. Glauben Sie, daß ein unterdrücktes Belgien die Ruhe
in Europa garantieren würde? Jch glaube das nicht. (Sehr
richtig bei der Mehrheit.) Der Redner wendet ſich gegen Angri
beſonders von feiten der Vaterlandspartei und beiont die Not
wendigkeit des Zuſammenarbeitens der r n.

Donnerstag 11 Uhr Weiterberatung. uß 147 Uhr.

Frankreichs Ackerbaunot.
Wie über e di wird, gab am Dienstag in der franzö-

ſiſchen Kammer der
n über die Beurlaubung von Truppen zu Ackerbauz ab.

e ſei ungünſtig und es könne eine Beſſerung nur eintreten,
Mannſchaften von der Front beurlaubt würden. Aber dies ſei
blicklich vollkommen unmöglich; kreich brauche jegt alle Män
ner für die Front, da große militäriſche Zuſammenſtsöße

Ob die von den Deut

an en; uſeien, werde man zu entlafſen, aberſolute Unklarheit iſt bei der für andere Punkte
verdächtig genug.

igepräſident Dr. Paaſche bittet, die Mahnung
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Kleine Kriegsnachrichten.
Bern, 27. Februar. Die italieniſche Gren geſternfrüh Kenſe r de m en

onſtanlinopel, 26. Februar. Das Kriegspreſſequartier teilt mit:
Im Laufe des 24. Februar wurde auch Trapezunt vom Druck
der revolutionären Banden befreit. Unſere zum ausgeſandten
Truppen marſchjeren in Kolonnen durch die Stadt und verſolgen die
nach Oſten fliehſenden Banden. Unſere Truppen drangen auch in die
Stadt Mamahatun ein, deren K Teil von den Banden eingeäſchert
worden iſt. Die ſich in der Sorge auf Erzerum zurückziehenden

5 mordeten, verbrannten und köteten gegen 300 wehrloſe
uſelmanen.

London, 27. Februar. Wie Reuter nach einem amtl Telegramm aus Tokio erfährt, beſchloſſen die Mitglieder der r

Botſchaften in a Der amerikaniſche undder japaniſche Botſchafter werden über Sibirien reiſen.

Der Krieg zur See.
Berlin, 27. Februar. (Amtlich.) Eines unſerer Anlerſeeboole,Kommandant Oberleuinani zur See n der

Jriſchen See und im Aermelkangl neun Dampfer will und 25 000
BRT., darunker die bewaffnelen, kliefbeladenen Frnpſer„Eleanor“, 1980 To.,, „Polo“, 2915 To. u. „Carlisle e 4325 To.,

ferner die engliſchen Küſtendampfer „Liwesſield“, „Erdbeg“ und „Ben
Rein“. Mit den verſenkten Schiffen gingen für die Feinde wertvolleLadungen an Kriegsmaterial und ehe verloren, ſo
mit dem Dampfer „Eleanor“ eine 5 Minen, für den Mil
telmeerkriegsſchauplatz beſtimmk. Dei
Soda und Seife voll belgden.

geſ
Der Chef Admiralſtabes der Marine.

Stockholm, 27. Februar. Wie Svenfka Dagbladet aus Götheburg
erfährt, iſt der ſchwediſche Lloyddampfer Hugin, 2500 To., vor der
Küſte von Cornwall torpediert worden.

Schiffsunfall in der Vordſee.
Ritzaus Bureau in Kopenhagen meldet aus Skagen vom

25. Februar:
Der ſpaniſche Dampfer Jgotz Mendi ſtrandete geſtern abend

öſtlich Skagens Leuchtfeuer. Der von deutſchen Offizieren geführte
Dampfer hatte eine deutſche Priſenmannſchaft an Bord und führte zahl
reiche Tr mit, die Beſatzungen von etwa einem Dutzend
verſenkter Schiffe. Mehrere waren ſeit acht Monaten an Bord
r v t und d Atlantiſchen Ozean durchquert.
32 Leute wurden durch die Skagener Rettungsmann agensm alen s ſchon ber oiner ſpäteren Meldung zufolge wurden zwei weitere Gefangenevon dem ſpaniſchen Priſendampfer, und zwar zwei aufſtroliſche illar-

ärzte interniert. Die Priſenbeſatzung weigert ſich, den Dampfer zu ver
laſſen, ebenſo die 40 Mann zählende ſpaniſche Beſatzung. Zwei Ret-
tungsboote ſind klar gemacht, um bei ruhiger See auszulaufen. An
Bord hatte ſowohl Beriberi als auch Skorbut geherrſcht.

Unter den gelandeten Paſſagieren des Jgotz Mendi find neun
e und T ren r waren alle ſehr heruntergekommen und
erklärten in en vier bis fünf Wochen ſehr ſchlechtekommen zu haben. Unter den ge W
täten vertreten: ein Däne, ein Schwede, ein NEweger, zwei Finn
länder, zwei Amerikaner, ein Türke, der Reſt Engländer oder engliſche
Koloniſten. Der gerettete Däne etzählt, daß ſein Schiff, der
amerikaniſche Dampfer Vererune im Stillen Ozean auf der Reiſe
von Neuſeeland nach San Francisco vom deutſchen Hilfskreuzer Wolf
am 2. Juni 1917 W wurde. Vierzehn Schiffe aufge
bracht oder verſenkt, das letzte war die norwegiſche Bark Storgrund.Im Stillen Ozean verſenkte der Wolf den We
dampfer Hitachi Maru, der einen Wert von 60 Millionen
Kronen hatte. Einige Paffagiere wurden auf den Jgotz Mendi hinüber
gebracht und befinden ſich jetzt in Skagen. Der Jgotz Mendi, der erſt
vier Jahre alt iſt, wird auf ſechs Millionen ge

Eine weitere Meldung aus der Nacht vom 25. zum 26. Februar
beſagt: Der bei Skagen geſtrandete ſpaniſche rrh ſitzt noch im
ner feſt. Ueber die eigentliche Beſatzung und die Priſenmannſchaft,
insgeſamt 55 Mann, ſowie über das Schiff ſind noch keine Beſtimmun-
gen getroffen. Der deutſche Hilfskreuzer Wolf hatte den Dampfer vor
neun Monaten gekapert und mitgeführt. 32 Paſſagiere landeten heute
früh. Einige von dieſen waren ſeit neun Monaten an Bord. Der
heute früh an Land gekommene weit Kommandierende der Priſen
mannſchaft wurde unter Proteſt im Leuchtturm Altſkagen interniert.
Der Dampfer iſt 4600 Tons groß. Die Paſſagiere wohnten unter
anderem vor drei Tagen der Verſenkung eines Truppentransport
dampfers mit 500 Mann bei.

Skagen, 26. Februar. Kurz nach Mitternacht begann ſtarker See
gang, die Rettungsmannſchaft wurde herbeigerufen. Um 2 Uhr gab
der Dampfer Jgotz Mendi das Signal, daß die Beſatzung an
Land wolle. Das Rettungsboot ging hinaus, nahm alle Spanier
und Deutſchen an Bord und brachte ſie nach dem HöjenLeuchtfeuer, wo
eine ärztliche Unterſuchung vorgenommen wurde. Die Geretteten wur
den alle ſodann nach Skagen gebracht, die Deutſchen werden interniert,
die Spanier heimgeſandt werden. Eine Militärabteilung von Aalborg
wird die Bewachung der Deutſchen übernehmen.

Und der Fanuſchauer fprach!
e cAuf der Jubiläumsverſammlung des Bundes der Landwirte in

Berlin hielt der „berühmte“ Junker v. Oldenburg-Januſchan
folgende Rede:
Wenn das große Schuldbuch aufgeſchlagen wird n dem

Kriege. dann wird die Geſchichte erweiſen, welche ungeheuren
Leiſtungen das Deutſche Reich vollbracht hat, auch im Verhältnis zu
unſern Bundesgenoſſen. Ich hoffe, daß wir nach dem Kriege ſo ſtarkſind, den Frieden aufrecht erhalten zu können. Dazu Sedarſen wir

an derer Grenzen und einer größeren Selbſtändigkeit. Nur
Narren glauben an einen ewigen Völkerfrühling. (Sehr wahr!)
Würden wir unſere Wehrmacht aufgeben, dann müßten wir ja
unſer Deutſchtum aufgeben und unſer Volk von der übelwollenden
Welt tyranniſieren laſſen. Armee und Floktte müßten, wenn wir
ſie nicht hätten, extra erfunden werden als die größte Erziehungs
anſtalt. Jetzt ſtehen Millionen draußen. Es iſt eine himmel-
ſchreiende Undankbarkeit gegen die, die unſere
Grenzen ſichern, daß ſie politiſch rechtlos gemacht
werden. ich haben die Grüße des Reichstags an die Front
jedesmal verleßt. Das ſind Worte, wie ſehen aber die Taten aus
Da iſt man der Armee in den Rücken gefallen mit dieſer nieder
trächtigen Friedensreſolution. (Stürmiſcher Beifall.)

Der Reichstag brüſtet ſich damit, daß er die Kriegskredite be
hat. Ich kann dabei nichts finden. Wenn die Franzoſen oder

uſſen nach Berlin gekommen wären, hätten fie mit dem Totſchlagen
auch nicht vor den Herren Reichstagsab geordneten

alt gemacht. (Gr. Heiterk.) Eine Abſicht Bethmanns war, die
ozialdemokratie regierungsfähig machen zu wollen. Dumm ſind

ihre Führer ja nicht, bis auf den Herrn Scheibemann, der einekoloſſale Dummheit gemacht hat, indem er ſich zu früh bekuvrierte
und einen ſchlecht vorbereiteten Streik in die San nahm Unter
Bismarck kam aus der Wilhelmſtraße der große nationale Ton. So
etwas von Ton haben wir von der Stelle des Reichskanglers noch
d ort wohl aber von dem ges Hindenburg und dem großen
Ludendorff. (Stürmiſcher Beifal.) Die Kanaillen im Jn
und Auslande, die gegen diefe beiden Männer
hetzen, ſind nicht wert, in zie Schuhriemenauf-
z n. (Stürmiſcher Beifall.) Dieſer Krieg iſt ein Kampf um
ie Weltherrſchaft, und ſo hart ſeine Fortſetzung iſt, ſo muß er

doch bis zum Ende durchgekämpft und der Sieg aus
genutzt werden, wenn nicht der Todeskeim für unſer Vaterland
gelegt werden ſoll. Wir haben 100 000 Mann in Polen liegen laſſen,
g t damit lücklicher werden, ſondern zu Ehren und

uben des deutſchen Vaterlandes. Wenn die Polen bepechtigte

agieren ſind verſchiedene Nationalifr

Der deutſche Tagesbericht.
Großes Haupfquarlier, den 27. Februar 1918.

Weſtlicher KriegsſchauplaBſer le einige An der flan
Fronk, dederſeil der Scarpe, in der Champagne

dem öſtlichen Magas Afer lebte die Arlillerietätigkeit am

Luftkäm Ein einheillicher Angriffh of und Aisge
kam es zuh See gegen

eeaecceeer r eſſelbaülone zum
Oeſtlicher Kriegsſchauplatz.
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auf gen La rrſ5 geſangen

Heeresgruppe Linſingen.
In der Akralne wurde ein feindliches Balaillon, das ſich bei

Korowskyſchew (30 Kilometer öſtlich von Shilomir) unſerem
Vormarſch in den Weg ſiellke, unter Verluſten zerſtreut. Südlich S hi-

tomir i W ſugenmene von 0) nahmen wir nes rueinen Diviſionsſtab und 200 Mann gefangen. Ge

e Abteil d g. t dih e wurden n her Wage
Der Erſte Generalquartiermeiſter. Ludendorff.

Forderungen ſtellen wollen, ſo hätten ſie ihr Blut ver-
gießen ſollen für ihr Vaterland, aber nicht zuſehen
ſollen, wie wir es getan haben. (Stürmiſche Zuſtimmung.)

Zu den Verhandlungen in Breſt-Litowſk waren ja die Polen
nicht herangezogen worden, und ſie haben auch nichts darin ver-
loren. (Große Heiterkeit.) Den richtigen Ton in Breſt hat der
General Hoffmann getroffen. Die Sache mit der Ukraine iſt nicht
ohne. Die Randvölker müſſen ſelbſtändig werden, damit die urkräf-
tigen Ruſſen nicht noch einmal nach Berlin marſchieren. Es iſt eine
große Demütigung für Preußen, wenn drei Miniſter aus anderen
Bundesſtaaten geholt werden, um uns eine Verfaſſung aufzuoktroyieren, die wir nicht wünſchen. Graf Hertling weiß ſelbſt nicht,
wie ſchwer ſeine Aufgabe iſt, da er die Empfindungen der Preußen
nicht beurteilen kann. Das deutſche Herz ſchlägt nicht in der
Wilhelmſtraße, ſondern im Großen Hauptquartier. Das
Reich iſt kein Reich des Verzichts, ſondern der Kraft und Herrlichkeit
in Ewigkeit. (Stürmiſcher, langanhaltender Beifall.)

Dieſe Rede iſt zu ſchön, zu wirkſam auf die weiteſten Schichten
des deutſchen Volkes: Nur immer ſo weiter, ihr Herren Junker!

Die Aufnahme der Deutſchen
in der Ukraine.

Die Deutſchen ſind in dieſem Krieg in Städte eingezogen, in denen
die Bevölkerung zähneknirſchend mit geballten Fäuſten dem Einzug der

emden Sieger zuſah und in andere, wo ihnen Jubel und Hurra,
Blumen und Küſſe entgegenflogen. Der Einmarſch in die Ukraine zeigt
ein neues Bild. Die Einwohner nehmen den Einzug der Deutſchen
entgegen, ruhig, gleichmütig, in das Schickſal ergeben. Nur die
ſchlimmſten Bolſchewiſten, die ſich ein allzu großes Schuldkonto auf-
geladen haben, ſind geflohen. Alles andere iſt geblieben, Ukrainer,
Großruſſen, Polen und Juden. Die Ukrainer und Großruſſen brechen
nicht in lauten Jubel aus. Zu viel hat das Land in den dreieinhalb
Jahren Krieg und faſt einem Jahre Revolution durchgemacht, zu
wechſelvolle Schickſale haben die Landſtriche zwiſ Styr und Stochod,
die ſchon einmal zwiſchen 1915 und 1916 den Vormarſch und Rückzug
der Oeſterreicher ſahen, erduldet.

Auch die Elemente, die bisher in den anarchiſtiſchen Zuſtänden pro
fitierten, fügen ſich zum beſſeren und ruhig in die neuen Verhältniſſe,
und ſo ergibt ſich das abſonderliche Bild daß die Deutſchen, wie bei
dem Einzig in Luck, in Städte kommen, die voll ſind von ruſ-
ſiſchen Truppen. Die erſte Nacht verbringen die Deutſchen in
Alarmbereitſchaft. Vor den Huartieren ſtehen Doppelpoſten. Die
Straßenkreuzungen ſichern Maſchinengewehre. Aber am nächſten
Morgen kommen die Ruſſen der Aufforderung zur Ablieferung der
Waffen nach und gehen er in Kriegsgefangenſchaft. Die Ukrainer
gehen nach rückwärts in die Aufſtellungbezirke der neuen ukrainiſchen Di
viſionen oder ſie gliedern ſich den deutſchen Truppen an, denen ſie vor
allem das techniſche Perſonal abgeben: Chauffeure, Telegraphiſten,
Eiſenbahntruppen, die auch als Dolmetſcher wertvolle Hilfe leiſten.

Aber auch die großruſſiſchen Kriegsgefangenen dürfen ſich in be-
ſtimmten Bezirken frei bewegen. Den Offizieren hat man ſämtliche
Waffen gelaſſen, ſie haben ſich durchweg vorbehaltlos auf die deutſche
Seite geſtellt. Es ſind Oberſten und Generale darunter, die den Deut-
ſchen in den Karpathen, am San und Bug, am Stochod und vor Tar-
nopol als Gegner gegenüberſtanden. Die Deutſchen haben ſie aus
Gefängniſſen befreit, in denen ſie ihre Hinmordung erwarteten, denn
die Bolſchewiki planten in der Ukraine einen allgemeinen Offiziersmord.
Mancher von ihnen hatte Tränen der Rührung in den Augen, als er
aus deutſcher Hand Degen und Offiziers-Epauletten zurückerhielt.

wei Tage nach dem Einzuge der Deutſchen war das Bild
von Luck von Grund aus geändert. Waren vordem Straßen und
Plätze beherrſcht von einer beſchäftigungsloſen Soldateska, zogen vor-
dem auch Ziviliſten den Soldatenrock und zwar einen möglichſt
abgeriſſenen an, denn nur dieſer gewährleiſtete einigermaßen die
perſönliche Sicherheit, ſo zeigt ſich jetzt erwachendes bürgerliches
Leben. Die Organe der Rada bedurften nur des geringen Plus der
deutſchen Hilfe, um die Regierung wieder in die Hand zu bekommen.

Der Volksbund gegen die Wahlrechts-
verweigerer.

Der Vorſtand des Volksbundes für Freiheit und Vaterland erhebt
im Namen von Millionen deutſcher, insbeſondere preußiſcher Männer
und Frauen aller Berufsſtände den ſchärfſten Einfpruch gegen den neuer-
lichen Beſchluß der Verfaſſungs kommiſſion des Preu-
ßiſchen Abgeordnetenhauſes, wonach für Preußen ein
Pluralwahlrecht eingeführt werden ſoll. Der Vorſtand des
Volksbundes für Freiheit und Vaterland drückt die beſtimmte Erwartung
aus, daß es im weiteren Verlaufe der Verhandlungen noch gelingen
wird, dieſen R Beſchluß zu beſeitigen undden berechtigten Anſprüchen aller Volksſchichten auf gleich berechtigte
Mitwirkung am Verfaſſungsleben des Staates Geltung zu verſchaffen.

Insbeſondere richtet der Vorſtand des Volksbundes für Freiheit
und Vaterland an alle Mitglieder des Verfaſſungsausſchuſſes ſowie an
alle Mitglieder des Hauſes der Abgeordneten die dringende Mahnung,
nicht durch neue, die breiten Volksſchichten entrechtende Beſchlüſſe die
Erbitterung im Lande noch zu ſteigern. Nach den Erleb-
niſſen dieſes Krieges kann an ein anderes Wahlrecht zum Preußiſchen
Abgeordnetenhauſe als an ein gleiches nicht mehr gedacht werden.

Der Königlichen Staatsregierung ſpricht der Vorſtand des Volks-
bundes für Freiheit und Vaterland Dank aus für die Entſchiedenheit,
mit der ſie bisher ihre Vorlage vertreten hat; er richtet an ſie die
dringende Bitte, vor keinem Mittel zurückzuſcheuen, das geeignet erſcheint,
dem gleichen Wahlrecht zum Durchbruch zu verhelfen.

Der Vorſtand des Polksbundes für Freiheit und Vaterland gibt
ugleich ſeinem lebhafter Befremden Ausdruck über die den innereni en gefährdende Art, in der die Verhandlungen des
undes der Land wirte dieſer Tage in Berlin geführt worden

ind. Der Vorſtand des Volksbundes legt bei voller Würdigung der
chlichen Meinu heiten gegen ſolche, die Geſchloſſenheit

unſeres Volkes ze de Ausfälle, ernſte Verwahrung ein.
Den Dank an die Regierung hätte ſich der Volksbund vielleicht aufa M e Nehme vah

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Zur parlamentariſchen Lage.
Der Aelteſtenrat des Reichstages hielt heute vormittaeine Beſprechung über die Geſchäftslage ab und einigte ſich dahin: an

Sonnabend, dem 2. März, ſoll ſich die Vollverſammlung bis zum
12. März 7 damit der Hauptausſchuß und etwaige kleinere
Ausſchüſſe Zeit haben, die Beratungen des Reichshaushalts und klei-
nerer Vorlagen zu fördern. Die Oſterpauſe iſt für die Zeit vom
23. März bis zum 9. April vorgeſehen.

Der Aelteſtenausſchuß des Abgeordnetenhauſes
beſchloß in ſeiner heutigen Sitzung, Sonnabend, den 2., Freitag, den
3. und Sonnabend, den 9. März, keine Vollſitzungen abzuhalten. An
dieſen Tagen wird der Wahlrechtsausſchuß, bzw. der Unterausſchuß wie
der zuſammentreten. Im übrigen wird die Etatberatung hintereinander
fortgeſetzt werden. Am Mitt der nächſten Woche kommt der Etat
der Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und Poſen auf die Tages
ordnung.
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Eine Gemüſeverordnung des Kriegs-
ernährungsamtes.

Der Staatsſekretär des Kriegsernährungsamts hat ſeine Genehmi-
gung dazu erteilt, daß alles Herbſtgemüſe, über welches Lieferungsver
träge nicht zuſtandekommen, der Abſatzbeſchränkung unterworfen werden
wird. Es darf ſomit jeder Anbauer für ſich zwar behalten, was er
in ſeinem Haushalt verbrauchen und in ſeinem Betriebe verarbeiten
will, geht er aber dazu über, Ware im Handel abzuſetzen, ſo beſtimmt
die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt oder die nachgeordnete zuſtändige
Stelle, wohin die Ware zu leiten iſt und wer ſie zu erhalten hat. Jn
keinem Falle wird alsdann ein höherer, wahrſcheinlich aber ein niedrig
rer als der Lieferungsvertragspreis gezahlt werden. 8

Preußiſches Abgeordnetenhaus.
117. Sitzung, Mittwoch, den 27. Februar 1918, mittags 12 Uhr.

Am Miniſtertiſch: Sydo w.
Der geſtern in erſter und zweiter Leſung angenommene Gefetz-

entwurf Dr. Vehrenhorſt (Freikonſ.) über Auflaſſung wird in dritter
Leſung beſchloſſen.

Die Abänderung des Handelskammergeſetzes.

Handelsminiſter Dr. Sydow begründet die Vorlage, die bereits in
der Wahlrechtskommiſſion bei der Herrenhausvorlage mit erörtert wor-
den ſei. Den Landwirtſchaftskammern ſoll eine obligatoriſche Ver-
tretung des geſamten Handels und der Induſtrie des ganzen Staates
entſprechen, während die Handelskammern bisher nur auf Freiwilligkejt
beruhen. Die Zahl der beſtehenden Handelskammern ſoll vermindert
und dieſe dadurch leiſtungsfähiger gemacht werden, da ſich im Kriege
erhebliche Mängel der Organiſation herausgeſtellt haben. Eine Ein-
ſchränkung der Selbſtändigkeit der Kammern iſt nicht beabſichtigt. Die
Ernennung von Kleinhandelsausſchüſſen wird obligatoriſch vorgeſchrie-
ben. Die Angeſtelltenausſchüſſe werden als eine Grundlage für An-
geſtelltenkammern dienen können. Die Frauen erhalten das Wahlrecht,
nicht aber auch die Wahlbarkeit. Möge die Vorlage dem deutſchen
Wirtſchaſtsleben Früchte tragen! (Beifall.)

bg. Hammer (Konſ.) begründet einen Antrag auf weiteren Aus-
bau der Kleinhandelsausſchüſſe. Der Redner wünſcht klare Auskunft,
welche Kammern zuſammengelegt werden ſollen. Redner beantragt
Ueberweiſung der Vorlage an den um 7 Mitglieder verſtärkten Handels
und Gewerbeausſchuß.

Abg. Dr. Hager (Zentr.) bezweifelt, daß der jetzige Zeitpunkt für
dieſe Reform richtig gewählt ſei. Auch wir wünſchen eine klare Aus-
kunft darüber, welche Handelskammern eingezogen werden ſollen.

Abg. Dr. Hirſch-Eſſen (Natl.)) Das Wichtigſte an der Vorlage
iſt die miniſterielle Befugnis, die Handelskammerbezirke neu einzu-
tellen. Mit dieſer Grundlage des Geſetzes ſind meine politiſchen

Freunde einverſtanden.
Abg. Vorſter (Freikonſ.) weiſt auf Bedenken verſchiedener Kam-

mern hin, die dem Hauſe zugegangen ſind.
Abg. Dr. Meyer- Frankfurt (Freiſ. Vp.): Wir erkennen an, daß

die Staatsregierung die Vertretung von Handel und Induſtrie durch
dieſes Geſetz verbeſſern will. Wir freuen uns auch, daß die Vorlage
ausgearbeitet iſt in enger Fühlungnahme mit den beteiligten Kreiſen.
Die Einbeziehung des geſamten Staatsgebietes in die Handelskammer-
organiſation heißen wir gut; nur in den öſtlichen Gebieten ſoll der
Miniſter freie Hand behalten. Zu der erfreulichen Gewährung des
aktiven Wahlrechts an die Frauen fordern wir auch das paſſive Wahl
recht für ſie.

Abg. Leinert (Soz.) wendet ſich gegen die Vollmachten für den
Miniſter, tritt für die Wählbarkeit von Frauen ein, fordert eine Wahi-
gruppe der Konſumgenoſſenſchaften und allgemeines, gleiches und
direktes Wahlrecht für die Handelskammern.

Die Vorlage geht an den Handels und Gewerbeausſchuß.
Der Geſetzentwurf betreffend Verleihung von Korporationsrechten

an katholiſche Orden wird einem eigenen Ausſchuß überwieſen.
Es folgt die Beratung der Vorlage betreffend das Dampfkraftwert

bei Hannover. Den Bericht des Ausſchuſſes erſtattet Abg. Brükt
(Freikonſ.).

Abg. Freiherr v. Mallzahn (Konſ.): Die Verbindung von Main
und Weſer iſt von hoher Bedeutung für die Elektrizitätsverſorgung des
Landes.

Abg. Dr. Grunenberg (Zentr.) bittet um Vorlegung von Rentabili-
tätsberechnungen für die geplanten Staatswerke.

Abg. This (Natl.) erklärt, daß die Mehrheit ſeiner Freunde für,
die Minderheit gegen die Vorlage ſtimmen werde.

Miniſter der öffentlichen Arbeiten von Breikenbach: Rentabili-
tätsberechnungen ſind ſchon bisher immer vorgelegt worden. Die Staats-
regierung hat mit der ſtaatlichen Elektrizitätsverſorgung keine anderen
Abſichten, als möglichſt billige und gute Verſorgung des Landes.
(Beifall.)

Abg. Dr. von Woyna (Freikonſ.): Unſere Elektrizitätsverſorgung
darf nicht von der ſchwankenden Leiſtungsfähigkeit der Waſſerkräfte ab
hängig ſein.

Abg. Leinert (Soz.): Wir ſind für volle Verſtaatlichung. Alle
für die Geſamtheit wichtigen Einrichtungen müſſen dem Kapital ent
zogen werden.

Miniſterialdirektor Sypher geht noch kurz auf eine Bemerkung des
Vorredners hinſichtlich der Sanierung des Kreiſes Neuſtadt ein.

Das Geſetz wird in zweiter und dritter Leſung angenommen,
ebenſo die Ausſchußanträge, die eine Reihe von Wünſchen hinſichtlich
der Durchführung der ſtaatlichen Elektrizitätsverſorgung enthalten.

Nächſte Sitzung Donnerstag 11 Uhr: Etats der Juſtizverwaltung,
des Jnnern, des Medizinalweſens und der Staatsbergwerke.

Schluß 245 Uhr.

X
Städtiſcher VMahrungsmittelverkauf.

Graupen. Von Donnerstag ab auf Marke 141 des Waren-
bezugsſcheines 13 für jede Perſon Pfd. zum Preiſe von
36 Pf. pro Pfund.

Eier. Freitag, vormittag von 8--12 Uhr Nr. 10501--15 500,
nachmittags 2—6 Uhr: Nr. 15501-—21 000 der Lebensmittel
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Stück für
33 Pfennig.

Seeſiſche. Freitag vormitta in den ein chtägigen Geſchäften
auf Abſchnitt 142 des ren 13 jede Perſon
etwa Pfund Cabliau, Seelachs, Scholle, Petermann,
Steinbutt oder Tarbutt auf die Lebensmittelſcheine
Nr. 17 501--24 500 und Nr. 65 001-—67 000.

e

n

z

4



Anordnung
betr. Reichsreiſebrotmarken.

Auf Grund der S 57 ff. der Reichsgetreideordnung für die Ernte
1917 vom 21. Juni 1917 (R. G. Bl. S. 507) wird unter Aufhebung
unſerer Verordnungen vom 3. und 11. April 1917 betr. Reichs Reiſe
brotmarken folgende Verordnung für den Stadtkreis Halle erlaſſen:

5 1.
Die Ausgabe von Reichs Reiſebrotmarken erfolgt nur an Per-

ſonen, die ihren Wohnort zum Zwecke einer Reiſe verlaſſen.

S 2.
Die Ausgabe der Reiſebrotmarken erfolgt in den zuſtändigen

Warken-Ausgabeſtellen gegen Vorlegung des Brotausvweiſes.
Bei Reiſen bis zur Dauer von 14 Tagen werden die ſtädtiſchen 2

Brotmarken gegen Reiſebrotmarken eingetauſcht.
Bei längeren Reiſen, bei denen die Abmeldung aus der bis-

herigen Lebensmittel-Verſorgung erfolgen muß, werden den Reiſenden
unter Einziehung ihrer ſtädtiſchen Brotmarken Reiſebrotmarken bis
zur Dauer von drei Monalen ausgehändigk.

Bei dauerndem Wechſel des Aufenthalks (Umzug9) werden den Weg-
ziehenden auf Wunſch Reiſebrotmarken für eine kurze Friſt unter Auf-
nahme eines entſprechenden Vermerks in der Abmeldebeſcheinigung aus-
gehändigt.

F 3.
Für jeden Reiſetag werden 5 Reiſebrotmarken zu je 50 Gramm

Gebäck berechnet; die Ausgade erfolgt in Sücken zu 50 und 500 Gramm.
Angehörige von Selbſtverſorqgungshaushaltungen erhalten Reiſe

brotmarken unter entſprechender Kürzung der ihnen zur Vermahlung
freigegebenen Getreidemengen.

S 4.
Die Gewerbetreibenden (Bäcker, Gaſtwirte, Händler u. dal.) ſind

verpflichtet, die Reiſebrotmarken ge gen Verabfolgung von Gebäck oder
Mehl anzunehmen. Dabei rechnen 50 Gramm Gebäck gleich 37,5 Gramm
Mehl und 500 Gramm Roggenbrot gleich 450 Gramm Weißbrot. Der
Abforderung von Reiſebrotmarken muß die verabfolgte Menge Gebäck
oder Mehl entſprechen.

Die Gewerbetreibenden haben die Reiſebrotmarken ſofort nach
Empfangnahme durch Zerſchneiden der Marke in Höhe des Buchſtabens
„o“ in dem Worte „Brotmarke“ zu entwerten; der abgetrennte kleinere
Teil iſt zu vernichten. Jn Gaſt- und chaften hat die Ent-
wertung nicht durch die Bedienung, ſondern durch die Perſon zu er-
folgen, die das Gebäck an die Bedienung ausgibt. Die geſammelten
e ſebrotriarken ſind unter Angabe der Zahl, des Namens und der

ohnung des Ablieferers gebündelt an die Brotmarken-Annahmeſtelle
Dreyhauptſtraße 4) abzuliefern.

Die Zuteilung von Mehl an die Gewerbetreibenden erfolgt nur
für abgelieferte entwertete Reiſebrotmarken.

S 5—.

Die bisherigen Reiſebrotmarken verlieren mit Ablauf des 15. März
1918 ihre Gültigkeit, vom 16. März 1918 gelten nur die Marken
neuen Muſters (grauer Reichsadler auf blaugrauem und rotgrauem
Grunde).

S 6.
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnung, ſowie jede mißbräuch-

liche Verwendung der Reichs-Reiſebrotmarken werden auf Grund des

mit Gefängnis bis zu einem

Mark beſtraft. ß J.

Dieſe Verordnung tritt am 1. März 1918 in Kraft.

Halle, den 26. Februar 1918. Der Magfſſtrat.
Bekanntmachung.

Die Jnhaber von Bäckereien und Kondiloreien, ſowie die Sü r
keilsgewerbetreibenden werden hierdurch aufgefordert, die für dennat März 1918 gülligen Zuckermarken, und zwar die Geſchäſteinhaber

mit den Anfangsbuchſtaben A--J am Donnerstag, dem 28. Februar,
diejenigen mit den Anfangsbuchſtaben K--R, am Freitag, dem 1. Märzund diejenigen mit den Anfangsbuchſtaben S3 am Sonnabend, dem
2. März 1918, vormittags von 8--124 Uhr im Stadternährungsamt.
Marktplatz 22, II. Obergeſchoß, Zimmer 9, in Empfang zu nehmen.

Ein Ausweis iſt mikzubringen.
Halle, den 27. Februar 1918.

Bekanntmachung
betr. Kohlenverſorgung für gewerbliche Verbraucher von

mehr als 10 Tonnen im Monat.
Der Reichskommiſſar für die Kohlenverteilung in Berlin hat für

die Zeit vom 1.--5. März d. J. wiederum eine Einreichung von
Meldekarten für gewerbliche Verbraucher von Kohle, Koks und Briketts
gemäß der Bekanntmachung vom 20. Februar 1918 angeordnet (Reichs-
anzeiger Nr. 44).

Die Ausgabe der Meldekarten für diejenigen Verbraucher, die im
Stadtkreis Halle anſäſſig ſind, erfolgt in der Orkskohlenſtelle, Mark
platz 22, vormittags von 9--1 Uhr. Der Preis beträgt 25 Pf. für
ein Heft und 5 Pf. für eine Einzelkarte.

Die Meldungen müſſen pünktlich bis zum 5. März bei den vorge-
ſchriebenen Stellen eingehen.

Halle, den 27. Februar 1918.

Bekanntmachung.
Jm Anſchluß an die bereits mit Heckenerbbegräbnisſtellen belegten

Rabatten des mit Linden bepflanzten Hauptweges auf dem Nordfried-
hoſe, ſollen ſolche Grabſtellen auch noch auf den Oſt- und Weſtrabatten
der Quartiere H, e, C, c, A und F, E, D, d, B hergerichtet werden. Es
müſſen daher die auf den bezeichneten Landſtreifen noch vereinzelt
liegenden Reihengräber, die ſ. Zt. ohne Zahlung einer Gebühr weiter-
belaſſenen worden ſind, zur Einebnung kommen.

Wir erſuchen, uns innerhalb der nächſten 2 Wochen mitzuteilen,
wer ein Jntereſſe an einer der vorbezeichneten Grabſtellen hat, damit
dem Betreffenden weitere Nachricht gegeben werden kann.

Halle, den 19. Februar 1918. Der Magiſtrat.
Ich habe heute eine Bekanntmachung Nr. L. 1./2. 18 K. R. A. be

treffend Höchſtpreiſe für Eichen und Fichtengerbrinde erlaſſen.
Die Bekanntmachung iſt in den amtlichen Zeitungen und in orts-

üblicher Weiſe veröffentlicht worden.
Magdeburg, den 28. Februar 1918.

Der ſtellverkrelende Kommandierende General des IV. Armeekorps:

Der Magiſtrat.

Die Ortskohlenſtelle.

Sontag Generalleutnant.

F 79 der Reichsgetreideordnung für die Ernte 1917 vom 21. Juni 1917Woher oder mit Geldſtrafe bis zu 50 000 Nachtrags- Verordnung
über die Regelung des Verbrauchs von Brot

und Mehl.
Auf Grund der g8 57——60 der Reichsgetreideordnung für die

Ernte 1917 vom 21. Juni 1917 (R. G. Bl. S. 507) wird für den Stadt
kreis Halle zu der Verordnung vom 15. Auguſt 1917, betr. die Regelunge Verbrauchs von Brot und Mehl folgende Nachtrag verordnung er

aſſen:
1.8

Außer Roggen- und Weizenbrot (F 1 der vorgenannten Verord-
nung vom 15. Auguſt 1917) wird die Herſtellung der nachbenannten4 Brotarten zuge en. Es werden folgende Einheitsgewichte

vorgeſchrieben:

z W 1000 und 2000 Gramm,zenſchrotbrot 450, 900 und 1800 Gramm.
3. Hefenbrot aus Roggen- und Weizenmehl 1000 u. 2000 Gramm,
4. Brot aus Weizenauszugsmehl (ſogenanntes Krankenbrot)

450, 900 und 1800 Gramm.
8 2.Bei Abgabe von Brot an die Perbraucher dürfen folgende

r Nicht überſchritten werden:
oggenſchrotbrot

für 2000 Gramm 0.85 M.,für 1000 Gramm 0.43 M.
2. Weizenſchrotbrot

für 1800 Gramm 1. M.,
fur 900 Gramm 0.50 M.
ür 450 Gramm 0.25 M.

3. Hefenbrot aus Roggen- und Weizenmehl
ür 2000 Gramm 095 M.,
ür 1000 Gramm 0.48 M.

4. Brot aus Weizenauszugswmehl h en onntes Krankenbrot)
für 1800 Gramm
ſar 900 Gramm 0.60 M.,ür 450 Gramm 0.30 M.

F 3.
Bei Abgabe von Weizenauszugsmehl an die Verbraucher

darf ein Höchſtpreis von 0.27 M. für 370 Gramm nicht überſchritten
werden. Bei Abgabe von Zwieback 1 der Verordnung vom
15. Auguſt 1917) beträgt der Höchſtpreis für 450 Gramm 65 Pf.

s 4.
Die Abgabe und Entnahme des Brotes (F 1) und des Mehles

(F 3) darf nur gegen die ſtädtiſchen Brotmarken 4 Abſ. 1 der Ver-
ordnung vom 15. Auguſt 1917) erfolgen. Zum Bezuge von Weizen
auszugsmehl und Brot aus dieſem (S 2 Ziffer 4) iſt außerdem die Vor-
legung eines von uns ausgeſtellten Erlaubnisſcheines erforderlich.

s 5.
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden gemäß F 13

unſerer Verordnung vom 15. Auguſt 1917 beſtraft.

g 6.Dieſe Verordnung tritt am 1. März in Kraft.

Halle, den 26. Februar 1918. Der Magiſtrak.

Bekanntmachung.
Freibank- Verkauf.

Zum Freibank-Verkauf am 2. März 1918 werdendie habe folgender Nummern zugelaſſen:

Um 71 r Nr. 5951--6070, um 121 Uhr Nr. 6551--6670,gi „6071--6190, 2 G6671--6790,6191-—6310, „6791--6910,
e 6311 64309, 6911--7030,u Ga31- 6550, A. 7031--7106.

Halle, am 27. Februar 1918.
Der Magiſtrat.

c Cebänbarh

Alte Promenadeſſa,

t IIII,.,,.tCDDXXL('CS.äöDCDDDDDD

Das Hötse] von Bangalr.

Ein indischer Liebesroman
923]

Ab Freitag den 1. März

Fernruf 5738. Fernruf 1224.
Henny Porten

Drama in 4 Akten.

Beginn in beiden Theatern täglich 3 Uhr

in 5 Abteilungen.

Leipziger Straße 88

III

in: Edelsteine.

„Schmelzers Höhe“
Eichendorffstr. 19

Ausſchank des beliebten Hackerbräu, München,
und Pilſener der Brauerei Fr. Günther.

Familienverkehr Treffpunkt für Akater.

Werte Freunde und Gäſte re ein
Familie Fr. Emmer.

3 Kö nige Varieté
S. H. Schönbach,

Ratskellergebäude Schmeerſtraße 1.
Habe dieſe Woche einen Waggon Steingutgeſchirre
und einen Waggon Tonwaren erhalten u. empfehle:

Einmachebüchsen, Einmachetöpfe,

Ruchenformen, Milchsatten, Schüsseln,

rebuchbantlung der )olhwotin

Fernsprecher 5407 HAI, I E Gr. Ulrichstraße 27

Daseughumorisüsche Programm

Neue Poſſen: Die verhexten Möbel,
Diſtelfink will ſich ſcheiden laſſen

Urkomiſch! Größter Heiterkeitserfolg! Urkomiſch!

Gr
Milchtöpfe, Schmortöpfe mit Deckel,

Raninchentröge, Nachtgeschirre,
Waschservice, Rüchengarnituren,

Satz Schüssein, weiß und fardig.

Ferner: [924Raffeemühlen, Wirtschaftswagen,

Eleischwölfe, Raffeebrenner, Kartoffel
pressen, Reibemaschinen,

Emaille-Eimer mit Deckel 3 I.
2

Kleider- und Kostümstoffe
in Wolle, Seide, Samt- und Sechlelerstoff

Große Auswahl o Vorteilhafte Preise 1507
im Haufhaus H. ElNän, Aipziger Strafe 87.

R Schmiecdle, Schlosser
Stellmacher und Zimmerleute

werden eingestellt. [917
Jul. Berger

Tiefbau A.-G., Bauführung Körbisdorf.

Srcſarbeifer

VIMMMMDMMDEMEEEEEEEBBEEBUBBBBMBEBBGBEEEEEMEEEEEEXLXLEEE:BBBEEEBEBI

Empfehlenswerte Schriften belehren-
den und unterhaltenden Charakters:

Die Gleichheit ar er n
Einzelnummer 10 Pf.

Wochenschrift, enthaltend
In freien Stunden spannende Romane und in-

teressante Erzählungen für jede Arbeiterfamilie. Wöchentlich
eine Nummer zum Preise von 15 Pf.

Der Wahre Jaco

7 7 7 7 7 7 7

Illustrierte politisch-satirische
Wochenschrift, die einzelne

Nummer 115 Bt.Berliner iustrierte Zeitung

Einzelnummer 10 Pf.Arbeiter Gesundheits- Bibliothek
herausgegeben unter Leitung von Dr. med. Zadek. Ca. 50 ver-

ſchiedene Bàndchen A 20 B.Dokumente zum Weltkrieg
Bearbeitet von Eduard Bernstein

Reichhaltige Roman-Bibliothek
der beliebtesten Autoren.

Für die Schneiderei:
Modenzeitung Frauenzeitung Praktische Damenmode
Hausschneiderei/Sonntagszeitung/Deutsche Modenzeitung

S A 9 S Freitag, 1. März 1918
Anfang 7,30 Uhr Ende 10 Uhr

in der estentasche! Meine Frau,
Ersatz für Holzgestell-32 Hol- dieHoſſchauſpielerin
sägen! Kein Feilen und Luſtſpiel v. Möller u. Sachs.
Schränken! KeinKrumm-sägen! Durchsägt jedes Die verkaufte
Holz, ob stark oder
schwach! Verblüffend
einfache Handhabung
ohne jede Vebung! Un-
entbehrl. f. jedermann!

Stück 75 Pf. [927

C. F. Ritter,
C Straße 90.

ſpöl-ſhenter
bastspiolo des S tactiheoter-Porsonals

Sonntag, den 3. März 1918
abends 71 Uhr: [929

Hasemanns Töchter
Luſtſpiel von L'Arronge.Arbeiter,

abonniert die Voltsſtimme! Faſt nene echte [928

r &taah Möbel aller Art
Torbogen rechts) Küchen, S immer-EinGesichts-, Kräuter-, Dampibäder g 3richtungen, ßb.Schränke,

werden gesucht durch [916

Juſ. Berger, Tiefbau A. S.
Bauführung Körbisdorf bel Meuselwitz.

acten unſere Jnferenten r

und „Fara“-Massagen,
einz. bewährt. Auffrischung
erschlaffter, welker, faltig.,spröder u. großßporig. Haut.
Befreiung von NMitessern,
Griets, Sommersprossen,
Leberflecken, Warzen, Ge-
sichts- u. Nasenröte (Frost-
schäden). Damenbüärte
schmer?- u. narbenlos. (925

Für unſere Abteilung

Rohr-Montage
ſuchen wir noch einige geübte

Kohrbieger.
Ascherslehbener

Maschinenfabrik
A. G. [919

Aschersleben.

Vertikos, Sofas, Matratzen
(große Auswahl) empfiehlt

ß dochse, Hohenmölſen,
Lützener Str. 7.

Schuhe
und Stiefel

werden beſohlt und r
Burgſtraße 48, p. r.

riert

die öleinher

lorigidemokratilche frauenzeitung

Nr. 8

eingetroffen.
Buchhondlung Volksstimme

Halle, Gr. Ulrichstraße 27
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Fr. 706.

des Sozialismus und der Demohkratie vertritt.

mee

Halle und Saalkreis.
Halle, 28. Februar 1918.

Die „Ortslöhne“ in Halle.
Die „ortsüblichen Tagelöhne“ haben eine vielfache Bedeutung.

In der Krankenverſicherung dienen ſie für viele Perſonen zur Feſt
ſetzung der Beiträge und Leiſtungen, 'in der Unfallverſicherung zur
Bemeſſung der Renten für ſolche Perſonen, die weniger verdienen
als den ortsüblichen Tagelohn, nach S 124b der Gewerbeordnung
zur Bemeſſung der Entſchädigung für kündigungsloſes Verlaſſen
der Arbeit in beſtimmten Fällen uſw. Die „Ortslöhne“, wie ſie
jetzt die Reichsverſicherung nennt, werden nach Anhörung ver-
ſchiedener beteiligter Kreiſe und Stellen von den Oberverſiche
rungämtern feſtgeſetzt.

Jn Halle fand die letzte Feſtſetzung im Jahre 1913 ſtatt.
Sätze gelten heute noch, und ſie betragen:

für männliche

Die

für weibliche
Perſonen

bis zu 16 Jahren 1.70 M. 1.20 M.von 16--21 Jahren 2.80 1.50
über 21 Jahren 3.50 1.80

Es bedarf keines Beweiſes, daß dieſe Sätze inzwiſchen längſt
überholt ſind. Die zu niedrigen Beträge bilden daher eine ſchwere
Schädigung der arbeitenden Bevölkerung. Nach den Beſtimmungen
der Reichsverſicherungsordnung wäre eine Neufeſtſetzung ſchon im
Jahre 1914 fällig geweſen, ſie iſt aber immer wieder durch Bundes

ratsverordnung hinausgeſchoben worden. Jetzt haben die preu-
ßiſchen Miniſter für Handel, Gewerbe und Landwirtſchaft eine
Verfügung erlaſſen, daß Zwiſchenfeſtſetzungen der Ortslöhne zu-
läſſig ſind, die bis zur nächſten allgemeinen Feſtſetzung gelten.

Damit ſind auch die Bedenken hinfällig geworden, die das
Oberverſicherungsamt Merſebürg ſeither gegen eine Nachprüfung
der Ortslöhne hatte. Es wird ſich jetzt einer Neufeſtſetzung nicht
entziehen können. Sollte wirklich nach dem Kriege eine Ver-

o *m

Die hochpolitiſchen Tage unſerer Zeit, das Ringen
nach dem Ende des Weltkrieges und nach zeitgemäßer
Erweiterung der politiſchen Rechte des Volkes, die
notwendige Sicherſtellung der Volksernährung, die
Bekämpfung des Wuchers, die Förderung der wirt-
ſchaftlichen Intereſſen der arbeitenden Klaſſen, die
Kufnahme einer wirkſamen Bevölkerungspolitik und
viele andere dringliche Aufgaben rufen bei jedem
politiſch reifen Staatsbürger das Bedürfnis nach einer
zuverläſſig, ſachlich und ſchnell unterrichtenden Zeitung

hervor, die die bewährten Grundſätze und die Siele

Beilage zur Volksſtimme.
2. Jahrgang.Halle, Donnerstag den 28. Februar 1918.

Die volksſtimme hat in den acht Mo
naten ihres Beſtehens

bewieſen, daß ſie unter energiſcher Wahrung der Prin-
zipien der ſozialdemokratiſchen Partei allen berechtigten
Anforderungen an eine aktuelle Tageszeitung zu ge-
nügen vermochte. Der Kreis ihrer Leſer und Freunde iſt

in beſtändiger Kusdehnung begriffen. Die erreichten
Erfolge und der zunehmende Umfang unſerer Kuf-
gaben machen es

allen Leſern der Volksſtimme und
den Anhängern der Sozialdemokratie

billigung des Lebensunterhaltes eintreten, ſo können die Sätze
ja wieder herabgeſetzt werden. Als eine zweckmäßige und ange
meſſene Erhöhung kann eine Hinaufſetzung um 50 v. H. vor
geſchlagen werden, ſo daß für erwachſene männliche Perſonen der
Betrag von 5.25 M. zu geltèn hätte. Die wirklichen Löhne ge-
wöhnlicher Arbeiter gehen hierüber noch hinaus.

Beratungen wichtiger Aniverſitätsfragen.
Der verſtärkte Sigatshaushalts-Ausſchuß beſchäftigte ſich jetzt

bei der Beratung des Kultusetats auch mit den preußiſchen Uni-
verſitäten.

Der Berichterſtatter legte beſonderes Gewicht auf die ſeit
einem Jahr beträchtlich ausgebauten Auslandsſtudien' an
den preußiſchen Univerſitäten, wünſchte aber, daß darüber die
eigentlichen Geiſteswiſſenſchaften nicht zu kurz kommen ſollen.

Der Kultusminiſter teilte mit, daß im vierten Kriegsjahre
an den deutſchen Univerſitäten immatrikuliert waren: im Sommer-

Davon waren allerdings die meiſten eingezogen. Auf den Univerſi-
täten befanden ſich tatſächlich nur 10 677 Studenten im Sommer-
ſemeſter und 9757 im Winterſemeſter. Jm vorigen Sommerſemeſter
waren faſt die Hälfte der vorhandenen Studierenden Frauen,
nämlich 4203. Beſonders ſtark iſt die Beteiligung der Frauen am
philoſophiſchen Studium (über 3000)
zu einem ſtarken Ueberangebot höherer Lehrkräfte führen.

Ein Fortſchrittler vegte die Errichtung weiterer Lehrſtühle für
Pädagogik an. Mehrere konſervative Redner befürworteten ihren
Antrag auf. Einrichtung von Vorleſungen über Politik
an den Univerſitäten. Lehrer von der Art Treitſchkes und Lam-
prechts täten uns not.

Der Kultusminiſter erklärte ſeine lebhafte Sympathie für
die Anträge, ſowohl der Konſervativen wie auch der Fortſchrittler.
Die praktiſche Durchführung werde aber im weſentlichen von der
Löſung der ſehr ſchwierigen Perſonenfragen abhängen.

Ein fortſchrittlicher Redner wendete ſich gegen gewiſſe Stellen
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n unſere Leſer, Arbeiter und Parteigenoſſen!

ſemeſter 1917 35 530, im Winterſemeſter 1917,18 37 779 Studenten.

Das werde nach dem Kriege

zur gebieteriſchen Pflicht, der Volksſtimme in immer
weitere Bevölkerungskreiſe Eingang zu verſchaffen.
Viele Tauſende Einwohner unſerer Stadt und der
Umgebung werden durch ihre eigenen Intereſſen auf S
den Anſchluß an unſere Partei hingewieſen.

Es gilt, dieſe Kreiſe zunächſt zu

Leſern der volksſtimme
zu gewinnen und insbeſondere die „unabhängig“ be-
herrſchten und beeinflußten Arbeiterkreiſe zur ſozial-
demokratiſchen Partei Deutſchlands und zur ſachge-
mäßen gewerkſchaftlichen Betätigung zurückzuführen.

Jeder Freund unſrer Sache werbe der volksſtimme neue Abonnenten!

in einem gemeinſamen Hirtenbrief der deutſchen Biſchöfe, die die
beſondere Pflege der katholiſchen Wiſſenſchaften verlangen. Ein
Zentrumsredner verteidigte den Hirtenbrief. Ein Nationallibe-
raler betonte die gewaltige Bedeutung des Moments der Perſön
lichkeit für unſere ganze Univerſitätsreform. Ein Wildliberaler
verteidigte das Recht des ſtärkſten Subjektivismus auf den Lehr
ſtühlen unſerer Univerſitäten, beſonders ſoweit die ſogenannten
Geiſteswiſſenſchaften in Frage kommen.

Es wurden folgende Anträge angenommen: die konſer-
vative Entſchließung, wonach an den preußiſchen Hochſchulen mög
lichſt ſchon im Winter 1918,19 wiſſenſchaftliche Vorleſungen über
Politik gehalten werden ſollen; die fortſchrittliche Entſchließung
daß mehr als bisher Vertreter der Pädagogik an die Hochſchulen
berufen werden ſollen; die ſozialdemokratiſche Entſchließung, wo-
nach in den nächſten Etat Mittel eingeſtellt werden ſollen zur
zweckmäßigeren Ausbildung praktiſcher Volkswirte in leitender
Stellung. Dazu follen die nötigen Einrichtungen an den Uni-
verſitäten getroffen werden, insbeſondere durch praktiſcheren Aus-
bau der Seminarien für Nationalökonomie, unbeſchadet der theo
retiſchen Ausbildung der Studierenden.

Aenderungen in der Brokverſorgung. Der Magiſtrat veröffent-
licht eine Bekanntmachung über Reiſebrotmarken. Danach werden zur

Erzielung von Papiererſparnis und zur Verhütung von Fälſchungen
neue Reiſebrotmarken ausgegeben. Die Länge der neuen Marken bleibt
die gleiche wie bei den alten, im übrigen ſind ſie aber halb ſo groß. Zur
Verwendung gelangt ein Papier mit einem durchlaufenden Waſſer-
zeichen, das mit roten und blauen Faſern verſehen iſt. Der Wert
papierunterdruck bei den 50-Gramm- Marken beſteht. in einem grauen

Adler auf blaugrauem Untergrunde, bei den 500-Gramm-Marken in
einem ſolchen auf rotgrauem Grunde. Jm Gegenſatz zu den bis-
herigen Marken erſtreckt ſich der Wertpapierunterdruck nicht nur über
die einzelne Marke, ſondern über den ganzen Markenbogen. Marken
in Heftform gelangen nicht mehr zur Ausgabe. Die Marken ſind von

Hans Dampf in allen Gaſſen.
1] Erzählung von Heinrich Zſchokke.

Die Rückkehr des berühmten Hans Dampf von der hohen
Schule des Auslandes in ſeine Vaterſtadt wird mit Recht als
ein Hauptabſchnitt in der Geſchichte des Lalenburgiſchen Frei-
ſtaates und, wenn man will, der geſamten europäiſchen Welt
betrachtet. Wenigſtens hielt jeder Lalenburger die Ange
legenheit ſeines Städtchens für wichtig genug, die Aufmerk-
ſamkeit der entfernteſten wie der nächſten Völker zu feſſeln;
und keiner zweifelte einen Augenblick daran, daß die leiſeſte
Schmälerung der alten Rechtſame von Lalenburg oder vön
Lalenburgiſchen Patriziern das heilige Gleichgewicht der
europäiſchen Staaten zerriſſen, und die Wolt vom Ural bis
zum Tajo in Feuer und Flammen ſetzen müſſe. Es iſt
immer gut, wenn die Bürger eines auch noch ſo kleinen Frei-
ſtaates groß von ſich ſelber denken. Um ſo ſeltener werden
ſie kleinlich handeln. Denn großer Rat und kleine Tat mahnt
nur an Donquichotterie und Gasconade. Auch liegt ja die
wahre Größe eines Staates nicht im Umfang ſeiner Be
ſitzungen, ſondern in der Kraft und im lebendigen Geiſt ſeiner
Bewohner oder zuletzt derer, die den Stab der Herrſchaft
führen. Völker ſind an ſich nichts als Nullen; nur die Obrig-
r die Zahl, welche voran ſteht und jenen erſt Bedeutung
gibt.

Hans Dampf war der Sohn des verſtorbenen Bürger
meiſters Peter Dampf, eines der größten Staatsmänner
ſeines Jahrhunderts. Peters hoher, menſchenfreudlicher
Geiſt hatte niemals die Ruhe von Europa unterbrochen.
An Einſichten übertraf er alle Zeitgenoſſen, in Urteilen war
er unfehlbar, in Entſcheidungen vollkommen gerecht, in
witzigen Einfällen kam ihm niemand gleich. Und dies alles
aus dem einfachen Grunde, weil er die erſte Magiſtratsperſon
im Staate war. Nicht was er wirklich getan hat, ſondern
was er noch alles hätte tun können, müßte, ſollte es beſchrie-
ben werden, ganze Folianten füllen und ihn, wo nicht über,
doch neben der herrlichſten Fürſten in der Weltgeſchichte ſetzen.
Er ſtarb zu früh für Lalenburgs Glück; nur die Tugenden
ſeines Nachfolgers, Herrn rgermeiſters Tobias Krach,
konnten den gerechten, verſchwiegenen Schmerz des
Staats um den Verluſt des großen Peter Dampf mildern.

Der junge Hans Dampf hatte ſich auf den Schulen des
gebildet, um als Patrizier einſt den ihm gebüh

w.

renden Rang mit Würden einnehmen zu können. Jn Lalen-
burg ſelbſt war zwar eine gute Schulanſtalt, jedoch dieſe nur
für die Bedürfniſſe der geringeren Bürgerklaſſe und der
ärmeren Patrizierfamilien berechnet. Denn die Lalenburgi-
ſchen Großen hatten ſchon längſt begriffen, was ſpät erſt
andere Staatsmänner zum Grundſatz ihrer Staatsklugheit
machten: daß Aufklärung und Kenntniſſe die tödlichſten Gifte
ſind, welche man einem Volke beibringen könne. Europa
hat den größten Teil ſeiner Uebel nur der Selbſtdenkerei zu
verdanken. Kann dieſe ſchon in Monarchien ſo nachteilig
ſein, daß der Sekretär oft mehr als ſein Miniſter verſteht,
und der Kapitän oder Leutnant die ſtrategiſchen und takti-
ſchen Sünden ſeines Oberfeldherrn richtig einſieht, womit
folglich das oberſte zu unterſt gekehrt wird: um wie gefähr-
licher muß die Wirkung in Freiſtaaten ſein!

Die Herren von Lalenburg hatten daher frühzeitig ſchon
die herrliche Einrichtung getroffen, daß jeder Volksklaſſe aus
dem Quell der Weisheit nur eben ſo viel zugetröpfelt wurde,
als zu Lebensnotdurft und Nahrung erforderlich war. Jn
den paar untertänigen Dörfern der freien Republik überließ
man aus angeſtammter landesväterlicher Milde den Bauern
das Recht, eine Schule zu haben oder nicht, und den Schul-
meiſter zu beſolden oder nicht. Natürlich fanden die Land
leute mit ihrem geſunden Menſchenverſtande die ewig richtige
Wahrheit von ſelbſt: daß ein Bauer zum Pfluge keiner Ge-
lehrſamkeit bedürfe. Sie erwuchſen démnach in Gottesfurcht
und frommer Einfalt ſo gut wie andere, und wurden dabei
dick und fett zu jedermanns Bewunderung. Ueberhaupt tat
ſich, und mit Recht, die Regierung von Lalenburg auf den
blühenden Wohlſtand ihres Volkes viel zu gute. Sie be-
trachtete das Volk wie eine ihr anvertraute Herde, die ge
mäſtet werden ſollte. Je fetter der Mann, je anſehnlicher er
war. Jn der Stadt beobachtete man das gleiche Verhältnis.
Und ſo kam, wie von ſelbſt, zu Lalenburg wieder eine der
preiswürdigſten Staatsordnungen in Flor, die nur in Ching,
Jndien, Aegypten und den berühmteſten Ländern des Orients
gekannt worden iſt. Nämlich der Sohn des Bauers ward
wieder Bauer und konnte in Ewigkeit nichts anderes werden;
des Handwerkers Kind ward wieder Handwerker, des Pre-
digers Sohn Prediger, des Kaufmanns Sohn Kaufmann,
des Ratsherrn Sohn Ratsherr. Wer anders dachte, hieß ein
unruhiger Kopf, ein Demagog, oder was man nachmals
Metavhyvſiker, Jakobiner und dergleichen hieß.

Dieſen Geiſtesfrieden ſicherer zu behaupten und alle
Neuerungen zu verbannen, hatte man die vortrefflichſten

Zenſuranſtalten eingerichtet, welche den Lalenburgern erſt
ſpät nachher in andern Ländern nachgeahmt wurden. Schrif-
ten und Bücher von ſogenannten unruhigen Köpfen wurden
mit gehöriger Vorſicht verboten; nur Geſang- und Gebet-
bücher, aus Katechismen zu drucken erlaubt. Die Lalen-
burger Zeitung enthielt nur ausländiſche Artikel; von Stadt
und Republik Lalenburg durfte kein Wörtchen in der Welt
ruchbar werden, damit nicht etwa ein wichtiges Staatsgeheim-
nis verraten werde. Nur bei Ratswahlen und wo etwas
Löbliches ohne Gefahr von der Stadt geprieſen werden
konnte, ſtieß die Lalenburgiſche Fama ins Horn, und billig
ward das Rühmliche geprieſen, andern Staaten zum Muſter,
oder künftigen Geſchichtsſchreibern reichhaltigen Stoff zu
geben. Dies erweckte dann unter den jungen Patriziern eine
edle Nacheiferungsſucht.

Auch Hans Dampf war von derſelben entflammt. Aber
ſchon die Natur hatte für dieſen liebenswürdigen Jüngling
viel getan. Er ſchien zu großen Dingen geboren. Billig
ſetzen wir an die Spitze ſeiner Vorzüge das ſeltene Verdienſt
daß er nicht nur reich war, ſondern auch reiche Vettern und
Baſen zu beerben hatte. Schon das ſtille Bewußtſein, Geld
zu haben und zur Herrſchaft geboren zu ſein, erhebt über den
großen Haufen; macht klug, gelehrt, verſtändig, rechtſchaffen,
geiſtvoll und liebenswürdig. Ohnehin von angenehmer Ge-
ſtalt, ſah man es ihm an, wohin er auch kommen mochte,
daß er um ſeines Selbſt willen geſchaffen ſei; in ſeinen Wor-
ten, in ſeiner Haltung, in ſeinen Bewegungen herrſchte eine
gefällige Leichtigkeit, ein ungezwungenes Leben, welches man
bei jodem andern, der von geringerem Herkommen geweſen
wäre, Ungezogenheit oder Dummddreiſtigkeit genannt haben
würde. Er wußte mit edler Freimütigkeit über alles zu
ſprechen, was er verſtand und nicht verſtand; war kenntnis-
voll vhne Schulfuchſerei, denn er hatte ſeine Kenntniſſe aus
Romanen, Journalen und gelehrten Zeitungen geſchöpft, die
ihm das Leſen pedantiſcher Bücher erſparten und doch deren
Fünftelſaft mitteilten. Zu ſogenannter Gründlichkeit des
Wiſſens fehlten ihm ohnehin Laune und Beruf. Er war
raſtlos tätig, man möchte ſagen, ein queckſilberner Menſch:
miſchte ſich in alles, wollte alles wiſſen, alles ſagen, alles
tun, genug, er hatte jene Eigenſchaften in vollem Maße
die an geringeren Perſonen zwar für Naſeweisheit gelten
aber in Lalenburg nicht ohne die wichtigſten Wirkungen blei
ben konnten, und als Univerſalgenialität bei großen Skaats-
männern geachtet werden müſſen.

(Fortſetzung folgt.)



e reren zu entwerien, andernſaüs eine Einlöſung in
ehl durch den Maoiſtrat nicht ſtattfindet. Bis zum Ablauf des
d. März 1918 gelten ownhlt die Marken alten und neuen Muſters,
Jom 15. März 16t8 an aber nur die- Marken neuen Muſters. Auf
die gleichzeitig erſchenene Verordnung des Magiſtrats über die Feſt-
ſetzung von Einheitsgewichten und Höchſtpreiſen für beſondere Brot-

und Mehlarten weiſen wir ebenfalls hin.
Zur Sireäung der Kohlen wird von der Ortskohlenſtelle erneut

durch folgende Mitteilung aufgefordert: Seit einiger Zeit iſt der An-
drang des Publitums in der Ortskohlenſtelle wieder ſehr groß. Meiſt
handelt es ſich um Nachtragen noch Bezugsſcheinen, die in der Regel
bereits wieder beim Händler ſind, auf die aber eine weitere Lieferung
noch nicht erfolgen kann. Die „Bezugsſcheine werden ſamt und ſonders
regelmäßig dem Händler wieder zugeſtellt, einer beſonderen Nachfrage
hedarf es daher nicht. Derartige Nachfragen ſind an den Händler zu
richten und, falls der Schein noch nicht bei dieſem iſt, nach einiger Zeit
zu wiederholen. Je mehr Leute unnützerweiſe zur Ortskohlenſtelle kom
men, deſto langſamer geht die Weitergabe der Bezugsſcheine vor ſich,
weil durch den großen Andrang die Angeſtellten von einer erfolgreichen
Arbeit abgehalten werden. Die den einzelnen Haushalten zugeteilten
Mengen von 10 Zentner müſſen bei der jetzigen Witterung mindeſtens
6 bis S Wochen reichen. Es iſt bei der geringen Zuteilung von Kohle
durch den Reichskommiſſar nicht möglich, eine größere Menge zu be
willigen. Nur in ganz beſonders dringenden Fällen kann von dieſer
Regel abgewichen werden. Auch die Geſchäfte, Behörden und An-
ſtalten müſſen mit einer geringeren Menge auskommen. Zur Streckung
der Kohlen wird immer wieder auf die ausgiebige Verwendung von
Brennholz hingewieſen, das in jeder beliebigen Menge bei faſt allen
Kohlenhändlern ohne Bezugsſchein gekauft oder in Fuhren und ganzen
Bahnladungen durch die Ortskohlenſtelle direkt bezogen werden kann.
Holz kann natürlich in jedem Ofen gebrannt werden.

Verlängerie Geſchäftszeii. Vom 1. März an dürfen in Halle
offene Verkaufsſtellen an Werktagen ausſchließlich Sonnabends von
8 Uhr vormittags bis 6 Uhr nachmittags, Geſchäfte, die ſchon vor dem
1. Oktober 1917 vorwiegend Handel mit Lebensmitteln betrieben haben,
bis 7 Uhr nachmittags für den Verkauf geöffnet ſein. An Sonnaben-
den dürfen dieſe Verkaufsſtellen bis 8 Uhr abends geöffnet ſein. An
Sonn und Feiertagen iſt offenen Verkaufsſtellen die Ausübung ihres
Gewerbes während der durch das Ortsſtatut vom 25. Juni 1913 für

S Halle feſtgeſetzten Stunden geſtattet, alſo wie in Friedenszeiten, Am
1. April treten die hinſichtlich des Ladenſchluſſes getroffenen Veſtim
mungen der Verordnungen des Magiſtrats vom 25. Oftober, 10. No-
vember und 19./20. November 1917 ſowie dieſe Verordnung ſelbſt
außer Wirkſamkeit. Das Verbot der Beleuchtung der Schaufenſterbleibt jedoch in Geltung. Es fallen alſo ſämtliche V. ſchränkemngen vom

Winter her weg. p
Ungüllige Bezugsſcheine. Auf Grund der Bekanntmachung der

Reichsbekleidungsſtelle vom 22. Dezember 1917 wird vom Magiſtrat
darauf hingewieſen, daß die noch nicht eingelöſten Bezugsſcheine Duxus-Schuhwaren) am 28. Februar ungültig werden und nach

eſem Tage von den Gewerbetreibenden nicht mehr angenommen wer-
den dürfen. Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu einem
Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mark oder einer dieſer Strafen
geahndet. Neben der Strafe kann angeordnet werden, daß die Ver
urteilung auf Koſten des Täters bekannt zu machen iſt. Auch kann
neben der Gefängnisſtrafe auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte er
kannt werden.

Warnung an Gemäſeſamenwucherer. Die amtlichen Richtpreiſe
ſür Gemüſeſamen werden häufig derart überſchritten, daß ſich die Reichs
ſtelle für Gemüſe und Obſt genötigt ſieht, dagegen auf das ſchärfſte ein
zuſchreiten. Die Schuldigen werden unnachſichtlich dem Strafrichter aus-
geliefert. (Höchſtſtrafe: 1 Jahr Gefängnis nebſt 10 000 M. Geldſtrafe
und entſchädigungsloſer Einziehung der Samenvorräte), die Handels
betriebe polizeilich geſchloſſen, ſowie die Vorräte beſchlagnahmt und einer
amtlichen Stelle zur Veräußerung zu den Richtpreiſen unmittelbar an
die Verbraucher überwieſen. Dieſe Maßregeln ſind ſchon mehrfach durch
geführt worden, auch in Groß Berlin. Auf irgendwelche Nachſicht darf
nicht mehr gerechnet werden. Es wird daher dringend vor Ueber-
ſchreitungen gewarnt.

z Der Schnapsausſchank an Mililärperſonen bleibt verbolen. Von
der Polizeiverwaltung wird uns folgendes mitgeteilt: Nachdem die Be
kanntmachung des Stell. Kommandierenden Generals des 4. Armee-
korps vom 5. März 1915, betr. Abgabe von Spirituoſen an Militär-
perſonen, aufgehoben worden iſt, bleibt die Bekanntmachung des Re

in Merſeburg vom 3. Mai 1915 in Geltung, die
S 6 beſtimmmt, daß in Gaſt und Schankwirtſchaften an Militär-

perſonen aller Dienſtgrade weder auf eigene Beſtellung noch auf Ver-
anlaſſung anderer Perſonen Branntwein verabfolgt werden darf. Zu
widerhandlungen werden auf Grund der Bekanntmachung des Herrn
Regierungspräſidenten unnachſichtlich verfolgt.

Verbot der Ausübung des Handels. Der Handelsfrau Marie
Rottdorf, Landwehrſtraße 20, iſt auf Grund der Bundesratsderordnung
vom 23. September 1915 die Ausübung des Handels mit Lebens und
Futtermitteln unterſagt worden.

Konſervalive Rebellion. Die Halleſche Zeitung hat endlich den
Ton aus der Berliner reaktionären Preſſe aufgefangen, mit dem die
Rede des Vizekanzlers von Payer zu behandeln iſt, und ſo braut ſie
denn ein wüſtes Ragout wildeſter Schmähungen gegen den Vizekanzler
zuſammen. Deren Güte ſei nur durch folgende Zitate daraus belegt:
frevle Spiel; mit Biedermannsmiene ſein lauteres Wollen zu künden;
faſt jeder ſeiner Sätze die Brandfackel der Zwietracht in Volk und
Parteien; Geiſt vom Bethmannſchen Geiſte, verhängnisvolles Erbe aus
der Konkursmaſſe dieſes Staatsmannes; troff über von der Mahnung
zur Geſchloſſenheit; mehr als ein Menſchenalter hindurch in der Haut
des demokratiſchen Parteimannes geſteckt; durch ſeine der Krone auf-
gedrängte Ernennung kein Staatsmann geworden; ſeine maßloſe Her
ausforderung als einen bedauerlichen Rückfall in die üblen Gewohn-
heiten des Verſammlungsredners niedriger zu hängen und die Re-
gierung zu bedauern, die einen Mann von ſo geringem Verſtändnis
für die Aufgaben ſeiner Stellung unter ihren Mitgliedern zu ertragen
gezwungen iſt. Man muß ſchon ſagen: dicker kann es ein robuſtes
reaktionäres Gemüt dem armen Vizekanzler ſchwerlich geben. So
etwas mokiert ſich aber über den Ton der andern!

Bankdividenden in Halle. Der Aufſichtsrat des Halliſchen Bank-
vereins von Kuliſch, Kaempf u. Co., Kommandit-Geſ., hat beſchloſſen,
der am 26. März ſtattfindenden Generalverſammlung eine Dividende
von 9 Prozent, wie im Vorjahre, vorzuſchlagen.

Die Akademiſche Vereinigung Halle-Wittenberg, deren diesjährige
Wintervorträge ſich eines dankbaren und aufmerkſamen Publikums er-
freut haben, iſt neuerdings wiederum durch eine Zuwendung von 30 000
Mark ſeitens eines Mitgliedes aus der Provinz in ihren Beſtrebungen
gefördert worden.

Der nächſte Kram- und Viehmarkt wird am 21. und 22. März
auf dem Roßplatz abgehalten. Der Magiſtrat weiſt in einer Bekannt-
machung darauf hin, daß geräuſchvolle Volksbeluſtigungen unterbleiben
müſſen. Auch wird darauf hingewieſen, daß die offenen Verkaufsſtellen
um 5 Uhr, ſolche für Lebensmittel um 6 Uhr und die Luſtbarkeiten um
104 Uhr zu ſchließen ſind. Der Viehmarkt, zu dem nur Pferde auf
etrieben werden dürfen, findet am 21. März auf dem oberen Teile des
oßplatzes, hinter dem Waſſerturm, ſtatt, und dauert von vormittags

7 bis nachmittags 1 Uhr.
Maſſenfabrikation von Erſatzſohlen. Die Erſatzſohlengeſell-

ſchaft in Berlin hat 1917 Erſatzſohlen zum Ausbeſſern von Schuh
werk für 2654 Millionen Paar Schuhe vertrieben, während im
freien Verkehr vorwiegend Holzſohlen für 1,6 Millionen Paar ab
geſetzt wurden. Mit der Herſtellung von Holzhalbſohlen, ſoweit dieſe
im freien Verkehr unter Zuſtimmung der Erſatzſohlen- Geſellſchaft
vertrieben werden, ſind zur Zeit 65 Firmen mit einer Wochenpro-
duktion von insgeſamt einer Million Paar beſchäftigt. Durch Ver-
mehrung der Betriebe iſt aber noch eine Erhöhung der Produktion
u erwarten. Vom Januar bis September 1917 ſind Vollholzſohlen
ür neues Schuhwert zu 8 Millionen Paar geliefert worden, während

ſich die Zahl n der Zahl vom Januar bis September 1914 auf
Millionen Paar belief. An der Herſtellung von Vollholzſohlen

ind zur Zeit etwa 180 Firmen mit einer wöchentlichen Produktion
von insgeſammt 0,4 Millionen Paar beſchäftigt. Mithin iſt für die

nächſen drei Monale mit einer Herſtellungsmenge von 5 Millionen
Paar Vollholgſohlen zu rechnen. Sperrholzſohlen ſollen in der
gleichen Zeit für rund 2 Millionen Paar geliefert werden.

Flaggen heraus für Kleidungsſtüche! „Flaggen heraus!“
Dieſe Aufforderung, die beſonders wä der erſten
Zeit des Krieges ſehr oft in der bürgerlichen Preſſe bei wichtigen
und auch bei nichtigen Anläſſen erſchienen iſt, richtet eine uns zu
gangene uſchrift diesmal in anderm Sinne an die Bevölkerung:
Angeſichts der Knappheit an Stoffen fordert ſie die Hergabe der
Flaggen zur Anfertigung von Bee dungenagen für die Hinder.
Dieſer Gedanke iſt r beherzigenswert. Wir können uns tatſächlich
keine beſſere Verwendung der vielen im Beſitze der meiſten Haus
beſitzer befindlichen, oft eine ganz reſpektable Länge aufweiſenden
Flaggen denken, als in dieſer ſtoffarmen Zeit für Bekleidungszwecke
zu dienen. Der Einſender ſchreibt: Die Bekleidungsfrage wird von
Tag zu Tag brennender. Beſonders erfüllt ſie die kinderreichen
Familien mit größter Sorge. Ein Kind kann die Hemdchen, die es
im erſten Kriegsjahre trug, heute nicht mehr anziehen. e
fünfjährige Junge braucht einen bedeutend größeren Anzug der
ſeinerzeit zweijährige. Die Eltern ſtehen vor der bangen Frage:
Was werden wir unſern Kindern im kommenden Sommer angziehen?
Heute wird manches faſt unbrauchbare Kleidungsſtück noch durch den
Ueberzieher oder durch das Mäntelchen verdeckt. Was aber, wenn
die liebe Sonne unſere Kleinen zwingt, die „Bemäntelung“ abzu
legen? Da ſollten unſere Flaggen aushelfen! Aus dem weißen
Streifen werden Hemdchen und Mädchenhöschen, aus dem roten
Kleidchen und Ruſſenkittel, aus dem ſchwarzen Leibchenhöschen für
Jungen hergeſtellt. Gelbe Streifen ſind als Beſatz verwendbar.
Zahlreiche Kleiderfabriken ſind beſchäftigungslos; ſie würden in
einigen Wochen unſere geſamten Flaggen verarbeiten können, und
Millionen von Kindern würde für den kommenden Sommer ge-
holfen ſein. Man wird mir entgegnen, die Flaggen ſeien etwas
Heiliges und könnten ſo nicht verwendet werden, oder ſie müßten
den hoffentlich bald kommenden Frieden mit weihen helfen. Aber
den Frieden zu ſchmücken, möge der deutſche Wald und das ſieghafte
Papier dann mit übernehmen. Wieviel ſchöner wäre es doch, wenn
unſere Flaggen unſern Kindern ein Friedenskleid gäben. Und dann
noch eins: Sind uns die Flaggen etwa Jlligen als unſere Kirchenglocken? Darum mögen tiefe Zeilen zur Bildung von Flaggen-
ſammelſtellen Veranlaſſung geben. Wenn dann die Bitte für unſere
Kleinen ausgeſprochen wird, dann aber ausnahmslos die Flaggen
heraus!

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Stadiſhealer. Heute Donnerstag: Glucks Oper „Jphigenie

Tautis“, Freitag: das Luſtſpiel „Meine Frau, die Hoſſchauſpielerin
von Möller und Sachs, Sonnabend: „Die verkaufte Braut“, Sonntag
nachmittag: Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen „Zar und Zim-
mermann“, Sonntag abend: „König für einen Tag“. Der Vorver-
kauf für die Montag- Vorſtellung „Das Dreimäderlhaus“ begann bereits

am Donnerstag vormittag. o d

Aus der Provinz.
„Verleitung zum Treubruch“.

Jn Calbe (Prov. Sachſen) wurde vor kurzem eine Ortsgruppe
des Bundes der Kriegsbeſchädigten und ehemaligen Kriegsteil-
nehmer ins Leben gerufen. Von gewiſſer Seite waren noch im
letzten Moment alle Hebel in Bewegung geſetzt worden, dieſe Grün-
dung zu hintertrekbben. Ein Major a. D., Vorſtandsmitglied der
Vaterlandspartei, beſuchte den Kaſſierer des Bundes und erzählte
ihm Schauergeſchichten von „den roten Männern, die die Wurzeln
der deutſchen Eiche zernagen“, dann ging er zum Beſitzer des
Verſammlungslokals, der ſelber Kriegsbeſchädigter und Bundes-
mitglied iſt, und machte ihn „auf die Folgen aufmerkſam, die ent
ſtehen würden, wenn er dem Bund ſein Lokal hergäbe.“ Hiermit
erreichte er jedoch wenig Eindruck. Einen Tag vor Abhaltung der
Verſammlung lief darauf bei dem Wie folgendes Schreiben des
Landrates ein:

Sie wollen ſich im Hinblick auf die zu morgen anberaumte
Verſammlung des „Bundes der Kriegsbeſchädigten uſw.“ vor-
her hierſelbſt in meinem Bureau zur Rückſprache einfinden.
Beurlaubte Soldaten, ſowie Reklamierte ſtehen unter den
Kriegsgeſetzen, ſie dürfen an öffentlichen Verſammlungen nicht
teilnehmen. Die Einladung zu dieſer Verſammlung kann ſich
unter Umſtänden als Verleitung zum Treubruch darſtellen.

Jn der Verſammlung wurde gegen dieſe Auffaſſung des Land
rats die allerſchärfſte Verwahrung eingelegt. Die Behaupkung,
daß der Beitritt zum „Bunde der Kriegsbeſchädigten und ehe
maligen Kriegsteilnehmer“ eine Verleitung zum Treubruch dar
ſtelle, charakteriſiere ſich am beſten dadurch, daß eine hohe mili
täriſche Stelle erſt unlängſt Wert darauf legte, im Wege einer
Berichtigung im Vorwärts feſtzuſtellen, daß von den Militär
behörden dem Bunde keine Schwierigkeiten gemacht würden. Zurück-
gewieſen wurden auch in der Verſammlung die Treibereien des
Redakteurs des amtlichen Kreisblattes, der auf eine Denunziation
des gelben Eſſener Verbandes hin den Bund als eine Gründung
der „Unabhängigen Sozialdemokraten“ bezeichnet hatte, und die
parteipolitiſche Neutralität des Bundes nusdrücklich feſtgeſtellt.
Trotz aller Widerſtände wurde die Ortsgruppe Calbe unter ſtarker
Beteiligung gegründet. Ein Vertreter des örtlichen Ausſchuſſes
für Kriegsbeſchädigtenfürſorge nahm an der Verſammlung teil und
verſprach, den ſofort geſtellten Antrag der Ortsgruppe auf Ver-
tretung in dieſem Ausſchuß wärmſtens zu unterſtützen. Die „Ver-
leitung zum Treubruch“ Hat alſo nicht gezogen!

Merſeburg. Ausgabe von Lebensmitteln. Für die
Zeit vom 3. bis 9. März werden auf den Kopf der Bevölkerung
zugeteilt: 75 Gramm Grieß Zum Preiſe von 5 Pf. auf Bezugs-
ſchein Nr. 76, 54 Pfund Kaffee-Erſatz zum Preiſe von 45 Pf. auf
Bezugsſchein Nr. 77, 1 Pfund Marmelade zum Preiſe von 90 Pf.
auf Bezugsſchein Nr. 78. Der Verkauf erfolgt von Donnerstag,
7. März bis einſchl. Sonnabend, 9. März. Die Ausgabe der
Butter erfolgt Sonnabend, 2. März. Es werden auf jede Kreis
fettmarke und auf jede Zuſatzfettmarke (mit dem roten Aufdruck K,
S und 50 Gramm Butter zum Preiſe von 31 Pf. zugeteilt.
Außer den ſchon bekanntgegebenen 6 Butterſtellen ſind auch der
Butterſtelle Kunecke (Gutenbergſtraße) noch Landeier zugewieſen
worden. Auf den Kopf des verſorgungsberechtigten Haushalts
wird für jeden Abſchnitt A der Eierkarte 1 Ei zum Preiſe von
31 Pf. zugeteilt.

Naumburg. Alldeutſche Eroberungswünſche. Herr
Richard Schaefer von hier hat namens einer all deutſchen Ver-
ſammlung in einer Petition den Reichstag gebeten, beim Abſchluß
eines Friedens nicht nur die Rückgabe der deutſchen Kolonien zu ver
langen, ſondern auch die militäriſche, wirtſchaftliche und politiſche Ober
hoheit über Belgien zu fordern, ſowie den Erwerb der Erzgebiete von
Longwy und Briey, die Oberhoheit über Kurland, Livland und einen
Teil von Ruſſiſch-Polen, damit uns ein zukünftiges deutſches Aus
wanderungsgebiet geſichert bleibt. Was den Petenten an politi
Einſicht und wirtſchaftlichen Erkenntniſſen abgeht, erſetzen ſie durch
Mangel an Vernunft.

Zeit. Fremde Fleiſchkarten ſind hier ungülkig. Reichsfleiſchmarken, die nicht von der Stadt Zeitz oder
den Kreiſen Zeitz und Weißenfels ausgeſtellt ſind, können hier
zum Erwerb von Fleiſch nicht benutzt werden. Sie ſind vielmehr
von den Jnhabern im Zimmer 28 des Rathauſes gegen Hieſige
Fleiſchkarten umzutauſchen. Hieſige Fleiſcher dürfen gegen fremde
Marken kem Fleiſch abgeben. Nur bei ſolchen Gaſtwirten, die
Fremde beherbergen, iſt die Entnahme von zubereiteten Fleiſch
gerichten zum ſofortigen Verzehr geſtattet. Der Gaſtwirt hat die
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durch nde auf: Jn den letzten Jahren iſt es
vielfa merkt worden, daß die Sperlinge, zum Schaden unſerer
heimiſchen Singvögel, ſich ſtark vermehrt haben. r Schutze
unſerer Sänger in und Wald, deren im ilund Mai nicht geſtört werden ſollte, iſt es erwü daß der
Sperling und ſeine Brut in jeder erlaubten Weiſe vernichtet wird.

Bitterfeld. Vom Kriegsuntexſtützungsweſen. Dievon au t Srerden ſt ſichunter Vorlegung e Vacheide uber Witwen und Tihe ſowie

Waiſenrente im Zimmer 8 des Rathauſes zu Gleich-
itig wird darauf aufmerkſam gemacht, daß Herr FortbildungsSudneite Kriecheldorf J 10--12 Uhr Sprechſtunden ſeinem Amtszimmer, er ſtraße, in Angelegenheiten der

Kriegdhinterbliebenenfürſorge abhä

Bitterfeld. Gegen arbeitsunluſtige Krieger
frau en wendet ſich der Magiſtrat mit folgender Bekanntmachung:
Die an der Front kämpfenden Männer, die tagtäglich ihr Leben
für das Vaterland einſetzen, haben Anſpruch darauf, der Sorge um
die Jigg daheim enthoben zu ſein. Sie müſſen das Bewußt-
ſein in ſich tragen, w. thve ilien, für die ſie ſelbſt jetzt nicht
zu ſchaffen vermögen, keine Not leiden, ſondern erhalten, was für
den Lebensunterhalt uſw. erforderlich iſt. Wenn ſomit das Reich,
der Kreis und die Stadt ihre Pflichten über Angehörigen
der r 1 in weitgehendſter Weiſe erfüllen müſſen, ſo
müſſen aber auch die Angehörigen der Pflichten eingedenk ſein, die
in dieſer ernſten Zeit jeder gegen das Vaterland hat.
aber den Anſchein, als ob dies nicht durchweg der Fan iſt. Von
verſchiedenen Seiten iſt unter aller Anerkennun r Gewiſſen-
haftigkeit anderer Kriegerfrauen Klage darüber geführt, daß ein Tei!
der Kriegerfrauen, und zwar ſelbſt ſolche, die früher ſtets auf Arbeit
r ſind, ſich nicht zur Uebernahme von Arbeit bereit finden
jeßen, trotzdem ſie körperlich und nach ihren geſamten Verhält-

niſſen dazu ſehr wohl imſtande ſind. Ein ger Verhalten kann
in den jetzigen Zeiten, wo es im Jntereſſe des wirtſchaftlichen
Durchhaltens auf jede einzelne Arbeitskraft ankommt, und wo
jeder einzelne, wer es auch ſein möge, die Pflicht hat, nach ſeinen
Kräften mitzuarbeiten, n billigt werden. Wo derartige Fälle
vorkommen, iſt es unſere Pflicht, anangeetſen Weigern ſich
Kriegerfrauen, die nach ihren häuslichen Verhältniſſen abkömm-
lich ſind und körperlich zu arbeiten vermögen, vor allem junge,
alleinſtehende Kriegerfrauen, ſo wird angenommen, daß ſie dann
auch der Familienunterſtützung zum Durchkommen nicht bedürfen.z Es wird deshalb, auch im Jntereſſe der Allgemeinheit und mit
Rückſicht auf die gewiſſenhaft ihre vaterländiſche Pflicht erfüllenden
Frauen, zu vechtfertigen ſein, bei dieſen Kriegerfrauen zur Ein-
ziehung der Familienunterſtützung zu ſchreiten. Selbſtverſtändlich
wird dies nur nach reiflicher Prüfung und auch nur geſchehen,
nachdem die Frauen auf ihre Pflicht unter Mitteilung der Folgen
ernſthaft hingewieſen ſind. Die Kriegerfrauen tragen ſelbſt die
Schuld daran, wenn ſie durch ihr Verhalten ein ſolches Vorgehen
herausfordern und müſſen dann auch die Folgen tragen. Be-
ſchäftigung wird nachgewieſen in der hieſigen Frauenarbeitsmelde-
ſtelle, Innere Bismarckſtraße 38.

Wittenberg. Diebſtähle. Während vor etlichen Tagen eine
Kontoriſtin aus Pieſteritz hier ein Geſchäft in der Schloßſtraße auf
geſucht hatte, iſt ihr eine Ledertaſche mit 25 Mark, Lebensmittel-
karten und anderen Sachen als Jnhalt, die ſie auf den Ladentiſch
geſtellt hatte, hlen worden. Ferner wurde aus dem Grundſtück
Bürgermeiſterſtraße 18 ein Handleiterwagen im Werte von 80 M.
geſtohlen. Jn beiden Fällen ſind die Diebe unbekannt.

Ermittelt. Während der Nacht zum 25. Januar wurde
bei einem Landwirte in Battin (Kreis Schweinitz) ein Einbruchs
diebſtahl verübt, bei dem den Dieben 8 Gänſe in die Hände fielen,
die ſie an Ort und Stelle abgeſchlachtet haben. Jetzt konnten zwei
Arbeiter in Kleinwittenberg als Täter ermittelt werden. Bei einer
in deren Wohnungen vorgenommenen Durchſuchung wurde zwar
von dem Fleiſche nichts mehr gefunden, indeſſen verwickelten ſie ſich
ſo in Widerſprüche, daß ſie ein Geſtändnis ablegten. Weiterhin
wurden auch noch mehrere wollene Decken und größere Mengen
Karbid u. a. gefunden, über deren Erwerb ſie ſich nicht ausweiſen
konnten. Die Diebe wurden feſtgenommen.

Wiltenberg. Zu den r Betrieben gehörtauch die Dachpappenfabrik von E. Thierig Co., hier. Die In
haber haben nun eine Petition an den Reichstag gerichtet, in der ſie
um Wiederaufnahme des Betriebes erſuchen. Die Petition iſt dem Aus
ſchuß für Handel und Gewerbe zur Berichterſtattung und vorläufigen Be
ſchlußfaſſung überwieſen worden.

Pieſteriz. Maſſendiebſtähle. Da hier die Karbiddieb-
ſtähle während der letzten Zeit in erſchreckender Weiſe überhand
nehmen, ſo wurde Anzeige erſtattet. Daraufhin fanden in hiefiger
Gegend und in dem nahen Auhan v v von Arbeiter
wohnungen ſtatt, wobei außer größeren Mengen Karbid auch noch
geſtohlene Fabriksarbeitsanzüge gefunden und beſchlagnahmt wur-
den. Gegen die Diebe iſt Strafantrag geſtellt.

Greppin. 16 Prozent. Jn der letzten Aufſichtsratsſitzung der
Greppiner Werke wurde beſchloſſen, für das abgelaufene Geſchäfts
jahr eine Dividende von 16 Prozent ſowie einen Bonus von 6 Proz.
(gegen 16. Proz. Dividende im Vorjahre) nach Abſchreibungen von
rund 310 000 Mark (i. V. rund 258 000 Mark) in Vorſchlag zu
bringen.

Eilenburg. Der Magiſtrat erſucht in einer Eingabe an den
Reichstag um Verſetzung der Stadt in eine höhere Ortsklaſſe für den
Wohnungszuſchuß.

Eisleben. Diebſtähle. Aus einem hieſigen Aufbewahrungs
raume wurde einem hier eingetroffenen Reiſenden eine rotbraune
Handtaſche mit Jnhalt geſtohlen. Einem hieſigen Kaufmann
wurden 5 Mark aus der Ladenkaſſe geſtohlen. Als Täter iſt der
Arbeiter B. ermittelt. Nachts iſt auf einem hieſigen großen
Werke aus einem verſchloſſenen Maſchinenraume wiederum ein
Dreibriemen im Werte von 300 Mark geſtohlen worden.

Gewerkſchaftliches.
Aufwärtsbewegung der öſterreichiſchen

Gewerkſchaften.
Auch in den öſterreichiſchen Gewerkſchaften zeigt ſich dieſelbe Ten
denz der langſamen Aufwärtsentwicklung wig bei uns. Im Jahre
1016 hatte die rückläufige Bewegung in den Mitgliederbeſtänden ihren
Höhepunkt überſchritten, 1917 zeigten ſchon eine Reihe von Zentral
verbänden recht beträchtliche Mitgliederzunahmen, auch die Beitrags-
leiſtung beſſerte ſo

Zum größten Teil wird dieſe befriedigende Geſtaltung der Gewerk
ſchaften im Jahre 1917 auf deren eifrige Tätigkeit auf dem Gebiete
der Lohnbewegungen zurückgeführt, die ſich allerdings auch nur in be
ſchränkten Bahnen, in der Erringung von Teuerungszulagen, beweg-
en. Auch die Unternehmer in Oeſterreich laſſen mit aller Deutlichkeit
erkennen, daß nach dem Kriege ein Abbau der unerträglich en
Löhne eintreten ſoll. Die Gewerkſchaften in Oeſterreich ſind er
gleich unſeren Gewerkſchaften daran, auch durch höhere Beiträge für
eine Stärkung der Organiſationen und für Schaffung eines Kampf
fonds zu ſorgen.

r r r Maſſenſtreiker. Die freienc 7 Streiks als einer rein poli
tiſchen Bewegung völlige Zurückhaltung geübt und n auch
keine Streikunterſtützung gezahlt. Die HirſchDunckerſchen kvereine
rege haben eine nachdrückliche Warnung vor dem Maſſenſtreik an
ihre Mitglieder ergehen laſſen, zahlen aber jetzt, wie das Hamburger
cho berichtet, an die Strei in Hamburg aus einem Sonder

fonds eine Entſchädigung von 5 M. für ſeden Tag Arbeitsruhe. Hofft
man, durch ſolche Anreizprämie für künſtige Arbeitseinſtellungen Mit
gliederfang treiben zu können? equent iſt das Verhalten der Ge
werkvereine in keinem Falle.

Es hat

Wüh wier Kor
Im La
der reve
Trupper
nach Of
Stadt P
worden
Banden

Muſelm
Lot

gramm
Botſch
der jape

„Eleane
ferner i
Rein“.
Ladung
mit den
telmeert
Soda u
ſchützen

Einſahr
geſchoſſe

Sh
erfährt,
Küſte v

Ri
25. Fel

D e

öſtlich
Dampfe
reiche

verſe
und ha
32 Leu
Leuchtf

Eit
von der
ärzte in
laſſen,
tungsbe

Bord b
Un

Frauen
erklärte
kommer

täten v
länder,
Koloniſ
ameriko
von Ne
am 2.
bracht

Im St
dam p
Kronen
gebrach
vier Ja

Ei
beſagt:

ner feſ
insgeſat
gen get
neun J
früh.
heute f
mannſchk

Der D
anderen
dampfe:

St
gang, d
der Da
Land
und De
eine är
den all
die Spe
wird di

A

Au
Berlin
folgend

We

Kriege,
Leiſtun
unſern
ſind, de
ande:
Narren
Würde
unſer
Welt t


	Volksstimme
	1918
	Monat
	Tag
	Nr. 50.
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zur Volksstimme.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







